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Art.: 1

Aufruf der deutschen Bischöfe zur  
Solidarität mit den Christen im Heiligen 

Land (Palmsonntagskollekte 2018)
Liebe Schwestern und Brüder,
es darf uns nicht ruhen lassen, dass die Heimat Chri-
sti nach wie vor unter Krieg und Spannungen leidet. 
Terror, Gewalt, Hass und Misstrauen zerstören die 
Gesellschaften. Zahlreiche Menschen – darunter viele 
Christen – sehen den einzigen Ausweg darin, ihre 
Heimat zu verlassen. Es gibt aber auch Zeichen der 
Hoffnung: Nicht wenigen Christen im Heiligen Land 
schenkt der Glaube die Kraft, unter großem Druck 
und schwierigen Bedingungen auszuharren und ein 
lebendiges Zeugnis vom Evangelium zu geben.
In den Gottesdiensten am Palmsonntag richten die 
Katholiken in Deutschland ihren Blick erneut auf 

die biblischen Gebiete im Nahen und Mittleren Os-
ten. Unter dem Leitwort „Gemeinsam den Christen 
im Heiligen Land eine Zukunft geben“ sind wir 
zu tätiger Solidarität aufgerufen. Alle Gläubigen 
bitten wir um ihr Gebet. Zudem ermutigen wir 
kirchliche Gruppen und Gemeinden, Pilgerreisen zu 
den Heiligen Stätten zu unternehmen und dort die  
Begegnung mit den einheimischen Christen zu su-
chen. So können diese in schwieriger Lage erfahren, 
dass sie nicht allein gelassen sind.
Die Kirche im Heiligen Land benötigt weiterhin auch 
unsere materielle Hilfe, um überleben und ihren 
Dienst an den Menschen erfüllen zu können – nicht 
zuletzt mit ihren christlichen Schulen und Sozialein-
richtungen. Der Deutsche Verein vom Heiligen Lande 
und die Franziskaner im Heiligen Land fördern diese 
Einrichtungen. Sie betreuen die Pilger und vermitteln 
das Wissen um die biblischen Stätten. Mit Ihrer Spen-
de am Palmsonntag tragen Sie, liebe Mitchristen, zu 
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dieser wichtigen Arbeit bei. Gemeinsam können wir 
die Ortskirchen des Heiligen Landes dabei unterstüt-
zen, an einer friedlichen und gerechten Entwicklung 
der ganzen Region mitzuwirken.
Würzburg, 21. November 2017	
Für das Erzbistum Hamburg

† Dr. Stefan Heße 
Erzbischof von Hamburg 

Die Kollekte, die am Palmsonntag, dem 25.  März 
2018, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) 
gehalten wird, ist ausschließlich für die Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land durch den Deutschen 
Verein vom Heiligen Lande und das Kommissariat des 
Heiligen Landes der Deutschen Franziskanerprovinz 
bestimmt.

Art.: 2

Hinweise zur Durchführung  
der Palmsonntagskollekte 2018

Die Palmsonntagskollekte kommt den Christen im 
Heiligen Land zu Gute. Leitgedanke und Leitwort 
zur Palmsonntagskollekte 2018 lauten:
Werden Sie Hoffnungsträger, Zukunftsspender, Weg-
gefährte… - Gemeinsam den Christen im Heiligen 
Land eine Zukunft geben.
Mit diesen Worten wird deutlich, dass wir mit unserer 
Unterstützung die Hoffnung der Christen im Heiligen 
Land stärken können. Dies kann ihnen auch unter 
schwierigen Bedingungen Mut machen und neue 
Perspektiven für eine Zukunft in ihrer angestamm-
ten Heimat eröffnen. Die deutschen Bischöfe bitten 
daher in ihrem Aufruf um die Bezeugung von tätiger 
Solidarität mit den Christen im Nahen Osten durch 
Gebet, Pilgerreisen und materielle Hilfe. 
Palmsonntagskollekte am 25. März 2018
Die Palmsonntagskollekte findet am Palmsonntag, 
dem 25. März 2018, in allen Gottesdiensten (auch 
am Vorabend) statt. Auf ausdrücklichen Wunsch der 
Bischöfe soll die Kollekte zeitnah und ohne jeden 
Abzug von den Gemeinden an die Bistumskassen 
weitergeleitet werden. Das jeweilige Generalvikariat/
Ordinariat überweist die Spenden, einschließlich der 
später eingegangenen, an den Deutschen Verein vom 
Heiligen Lande. Eine Ausnahme bilden die (Erz-)
Diözesen der Freisinger Bischofskonferenz, deren 
Ordinariate die Spenden an das Erzbischöfliche Or-
dinariat München weiterleiten. Den beiden genannten 
Stellen obliegt die Aufteilung der Gelder gemäß dem 
bekannten Schlüssel einschließlich der zügigen Wei-
terleitung der entsprechenden Spendenanteile an das 

jeweilige Hilfswerk. Eine pfarreiinterne Verwendung 
der Kollektengelder, z. B. für Partnerschaftsprojekte, 
ist nicht zulässig. Der Deutsche Verein vom Heiligen 
Lande und das Kommissariat des Heiligen Landes 
sind den Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. 
Sobald das Ergebnis der Kollekte vorliegt, sollte es 
der Gemeinde mit einem herzlichen Dank bekannt 
gegeben werden.
Informationen und Kontakt
Weitere Informationen finden sich auf der Interne-
tseite www.palmsonntagskollekte.de. Hier können 
ab Mitte Dezember alle Unterlagen in druckfähiger 
Qualität heruntergeladen werden. Circa zwei Wochen 
vor Palmsonntag werden weitere Materialien zur 
Palmsonntagskollekte an alle deutschen katholischen 
Pfarreien versandt. 
Bei weiteren Fragen zur Palmsonntagskollekte wen-
den Sie sich bitte an: 
Tamara Häußler-Eisenmann; Leitung PR und Fund-
raising, Deutscher Verein vom Heiligen Lande; Tel.: 
0221 - 99 50 65 0, E-Mail: t.haeussler@dvhl.de, 
www.dvhl.de
H a m b u r g, 10. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 3

Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG)

Vom 29. Dezember 2017
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Präambel
Aufgabe des Datenschutzes ist es, die Grundrechte 
und Grundfreiheiten natürlicher Personen und insbe-
sondere deren Recht auf Schutz personenbezogener 
Daten bei der Verarbeitung dieser Daten zu schützen.
Dieses Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) wird erlassen aufgrund des verfassungsrecht-
lich garantierten Rechts der Katholischen Kirche, 
ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen 
und zu verwalten. Dieses Recht ist auch europarecht-
lich geachtet und festgeschrieben in Art. 91 und 
Erwägungsgrund 165 der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 
April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) – EU-
DSGVO, Art. 17 des Vertrages über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV). In Wahrnehmung 
dieses Rechts stellt dieses Gesetz den Einklang mit 
der EU-DSGVO her.

Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Schutzzweck

Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen1 davor zu 
schützen, dass er durch die Verarbeitung seiner perso-
nenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht 
beeinträchtigt wird, und den freien Verkehr solcher 
Daten zu ermöglichen.

§ 2 
Sachlicher Anwendungsbereich

(1)	Dieses Gesetz gilt für die ganz oder teilweise auto-
matisierte Verarbeitung personenbezogener Daten 
sowie für die nichtautomatisierte Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, die in einem Dateisystem 
gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.

(2)	Soweit besondere kirchliche oder besondere staat-
liche Rechtsvorschriften auf personenbezogene 
Daten einschließlich deren Veröffentlichung an-
zuwenden sind, gehen sie den Vorschriften dieses 
Gesetzes vor, sofern sie das Datenschutzniveau 
dieses Gesetzes nicht unterschreiten.

(3)	Die Verpflichtung zur Wahrung des Beicht- und 
Seelsorgegeheimnisses, anderer gesetzlicher Ge-
heimhaltungspflichten oder anderer Berufs- oder 
besonderer Amtsgeheimnisse, die nicht auf gesetz-
lichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt.

§ 3 
Organisatorischer Anwendungsbereich

(1)	Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten durch folgende kirchliche 
Stellen:
a)	 die Diözese, die Kirchengemeinden, die Kir-

chenstiftungen und die Kirchengemeindever-
bände,

b)	 den Deutschen Caritasverband, die Diözesan-
Caritasverbände, ihre Untergliederungen und 
ihre Fachverbände ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform,

c)	 die kirchlichen Körperschaften, Stiftungen, 
Anstalten, Werke, Einrichtungen und die son-
stigen kirchlichen Rechtsträger ohne Rücksicht 
auf ihre Rechtsform.

(2)	Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Verar-
beitung personenbezogener Daten, soweit diese im 
Rahmen der Tätigkeiten eines Verantwortlichen 
oder eines Auftragsverarbeiters erfolgt, unab-
hängig davon, wo die Verarbeitung stattfindet, 
wenn diese im Rahmen oder im Auftrag einer 
kirchlichen Stelle erfolgt.

§ 4 
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck:
1.	 „personenbezogene Daten“ alle Informationen, 

die sich auf eine identifizierte oder identifizier-
bare natürliche Person (im Folgenden „betroffene 
Person“) beziehen; als identifizierbar wird eine 
natürliche Person angesehen, die direkt oder in-
direkt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer 
Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnum-
mer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung 
oder zu einem oder mehreren besonderen Merk-
malen, die Ausdruck der physischen, physiolo-
gischen, genetischen, psychischen, wirtschaftli-
chen, kulturellen oder sozialen Identität dieser 
natürlichen Person sind, identifiziert werden 
kann;

2.	 „besondere Kategorien personenbezogener Daten“ 
personenbezogene Daten, aus denen die rassische 
und ethnische Herkunft, politische Meinungen, 
religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen 
oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorge-
hen, sowie genetische Daten, biometrische Daten 
zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen 
Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum Se-
xualleben oder der sexuellen Orientierung einer 
natürlichen Person. Die Zugehörigkeit zu einer 
Kirche oder Religionsgemeinschaft ist keine be-
sondere Kategorie personenbezogener Daten.

3.	 „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe auto-
matisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder 
jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang 
mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, 

1 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechts-
spezifischen Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte männliche Form 
schließt eine adäquate weibliche Form gleichberechtigt ein.
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das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die 
Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, 
das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die 
Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung 
oder eine andere Form der Bereitstellung, den 
Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschrän-
kung, das Löschen oder die Vernichtung;

4.	 „Einschränkung der Verarbeitung“ die Markie-
rung gespeicherter personenbezogener Daten 
mit dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzu-
schränken;

5.	 „Profiling“ jede Art der automatisierten Verarbei-
tung personenbezogener Daten, die darin besteht, 
dass diese personenbezogenen Daten verwendet 
werden, um bestimmte persönliche Aspekte, 
die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu 
bewerten, insbesondere um Aspekte bezüglich 
Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, 
persönliche Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, 
Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser 
natürlichen Person zu analysieren oder vorherzu-
sagen;

6.	 „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in einer Weise, dass die 
personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung 
zusätzlicher Informationen nicht mehr einer spe-
zifischen betroffenen Person zugeordnet werden 
können, sofern diese zusätzlichen Informationen 
gesondert aufbewahrt werden und technischen 
und organisatorischen Maßnahmen unterliegen, 
die gewährleisten, dass die personenbezogenen 
Daten nicht einer identifizierten oder identifizier-
baren natürlichen Person zugewiesen werden;

7.	 „Anonymisierung“ die Verarbeitung personen-
bezogener Daten derart, dass die Einzelangaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse 
nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismä-
ßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Ar-
beitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren 
natürlichen Person zugeordnet werden können;

8.	 „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung per- 
sonenbezogener Daten, die nach bestimmten 
Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, 
ob diese Sammlung zentral, dezentral oder nach 
funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten 
geordnet geführt wird;

9.	 „Verantwortlicher“ die natürliche oder juristische 
Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, 
die allein oder gemeinsam mit anderen über die 
Zwecke und Mittel der Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten entscheidet; 

10.	 „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder juri-
stische Person, Behörde, Einrichtung oder andere 
Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag 

des Verantwortlichen verarbeitet;
11.	 „Empfänger“ eine natürliche oder juristische 

Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, 
der personenbezogene Daten offengelegt werden, 
unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen 
Dritten handelt oder nicht;

12.	 „Dritter“ eine natürliche oder juristische Person, 
Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, außer der 
betroffenen Person, dem Verantwortlichen, dem 
Auftragsverarbeiter und den Personen, die unter 
der unmittelbaren Verantwortung des Verantwort-
lichen oder des Auftragsverarbeiters befugt sind, 
die personenbezogenen Daten zu verarbeiten;

13.	 „Einwilligung“ der betroffenen Person jede frei-
willig für den bestimmten Fall, in informierter 
Weise und unmissverständlich abgegebene 
Willensbekundung in Form einer Erklärung 
oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden 
Handlung, mit der die betroffene Person zu 
verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung 
der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
einverstanden ist;

14.	 „Verletzung des Schutzes personenbezogener 
Daten“ eine Verletzung der Sicherheit, die, ob 
unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, zur Vernich-
tung, zum Verlust, zur Veränderung, oder zur 
unbefugten Offenlegung von beziehungsweise 
zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen 
Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder auf 
sonstige Weise verarbeitet wurden;

15.	 Daten zu den ererbten oder erworbenen gene-
tischen Eigenschaften einer natürlichen Person, 
die eindeutige Informationen über die Physiolo-
gie oder die Gesundheit dieser natürlichen Person 
liefern und insbesondere aus der Analyse einer 
biologischen Probe der betreffenden natürlichen 
Person gewonnen wurden;

16.	 „biometrische Daten“ mit speziellen technischen 
Verfahren gewonnene personenbezogene Daten 
zu den physischen, physiologischen oder ver-
haltenstypischen Merkmalen einer natürlichen 
Person, die die eindeutige Identifizierung dieser 
natürlichen Person ermöglichen oder bestätigen, 
wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten;

17	 „Gesundheitsdaten“ personenbezogene Daten, 
die sich auf die körperliche oder geistige Gesund-
heit einer natürlichen Person, einschließlich der 
Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen, 
beziehen und aus denen Informationen über 
deren Gesundheitszustand hervorgehen;

18.	 „Drittland“ ein Land außerhalb der Europäischen 
Union oder des europäischen Wirtschaftsraums; 

19.	 „Unternehmen“ eine natürliche oder juristische 
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Person, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, 
unabhängig von ihrer Rechtsform, einschließlich 
Personengesellschaften oder Vereinigungen, die 
regelmäßig einer wirtschaftlichen Tätigkeit nach-
gehen;

20.	 „Unternehmensgruppe“ eine Gruppe, die aus 
einem herrschenden Unternehmen und den von 
diesem abhängigen Unternehmen besteht;

21.	 „Datenschutzaufsicht“ die von einem oder meh-
reren Diözesanbischöfen gemäß §§ 42 ff. errich-
tete unabhängige, mit der Datenschutzaufsicht 
beauftragte kirchliche Behörde; 

22.	 „Diözesandatenschutzbeauftragter“ den Leiter 
der Datenschutzaufsicht;

23.	 „betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ den vom 
Verantwortlichen oder vom Auftragsverarbeiter 
benannten Datenschutzbeauftragten; 

24.	 „Beschäftigte“ insbesondere 
a)	 Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,
b)	 Ordensangehörige, soweit sie auf einer Plan-

stelle in einer Einrichtung der eigenen Ordens-
gemeinschaft oder aufgrund eines Gestellungs-
vertrages tätig sind,

c)	 in einem Beschäftigungsverhältnis oder in ei-
nem kirchlichen Beamtenverhältnis stehende 
Personen, 

d)	 zu ihrer Berufsbildung tätige Personen mit 
Ausnahme der Postulanten und Novizen,

e)	 Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben sowie an Abklärungen der be-
ruflichen Eignung oder Arbeitserprobungen 
(Rehabilitanden),

f)	 in anerkannten Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen tätige Personen,

g)	 nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder 
dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder in 
vergleichbaren Diensten tätige Personen sowie 
Praktikanten,

h)	 Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen 
Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche 
Personen anzusehen sind; zu diesen gehören 
auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die 
ihnen Gleichgestellten,

i)	 sich für ein Beschäftigungsverhältnis Bewer-
bende sowie Personen, deren Beschäftigungs-
verhältnis beendet ist.

Kapitel 2 
Grundsätze

§ 5 
Datengeheimnis

Den bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 

tätigen Personen ist untersagt, diese unbefugt zu 
verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen sind 
bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Daten-
geheimnis und die Einhaltung der einschlägigen 
Datenschutzregelungen schriftlich zu verpflichten. 
Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit fort.

§ 6 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung  

personenbezogener Daten
(1)	 Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist 

nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nach-
stehenden Bedingungen erfüllt ist:
a)	 Dieses Gesetz oder eine andere kirchliche oder 

eine staatliche Rechtsvorschrift erlaubt sie oder 
ordnet sie an;

b)	 die betroffene Person hat in die Verarbeitung 
der sie betreffenden personenbezogenen Da-
ten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke 
eingewilligt;

c)	 die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines 
Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene 
Person ist, oder zur Durchführung vorver-
traglicher Maßnahmen erforderlich, die auf 
Anfrage der betroffenen Person erfolgen;

d)	 die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer recht-
lichen Verpflichtung erforderlich, der der Ver-
antwortliche unterliegt;

e)	 die Verarbeitung ist erforderlich, um lebens-
wichtige Interessen der betroffenen Person oder  
einer anderen natürlichen Person zu schützen;

f)	 die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung 
einer Aufgabe erforderlich, die im kirchlichen 
Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher 
Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen 
übertragen wurde;

g)	 die Verarbeitung ist zur Wahrung der berech-
tigten Interessen des Verantwortlichen oder 
eines Dritten erforderlich, sofern nicht die 
Interessen oder Grundrechte und Grundfrei-
heiten der betroffenen Person, die den Schutz 
personenbezogener Daten erfordern, überwie-
gen, insbesondere dann, wenn es sich bei der 
betroffenen Person um einen Minderjährigen 
handelt. Lit. g) gilt nicht für die von öffentlich-
rechtlich organisierten kirchlichen Stellen 
in Erfüllung ihrer Aufgaben vorgenommene 
Verarbeitung.

(2)	 Die Verarbeitung für einen anderen Zweck als 
zu demjenigen, zu dem die personenbezogenen 
Daten erhoben wurden, ist nur rechtmäßig, wenn 
a)	 eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwin-
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gend voraussetzt und kirchliche Interessen 
nicht entgegenstehen,

b)	 die betroffene Person eingewilligt hat,
c)	 offensichtlich ist, dass es im Interesse der 

betroffenen Person liegt, und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis 
des anderen Zwecks ihre Einwilligung ver-
weigern würde,

d)	 Angaben der betroffenen Person überprüft 
werden müssen, weil tatsächliche Anhalts-
punkte für deren Unrichtigkeit bestehen,

e)	 die Daten allgemein zugänglich sind oder der 
Verantwortliche sie veröffentlichen dürfte, es 
sei denn, dass das schutzwürdige Interesse 
der betroffenen Person an dem Ausschluss 
der Zweckänderung offensichtlich überwiegt,

f)	 es zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher 
Belange des Gemeinwohls erforderlich ist,

g)	 es zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder 
zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen 
im Sinne des § 11 Absatz 1 Nr. 8 des Straf-
gesetzbuches oder von Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendge-
richtsgesetzes oder zur Vollstreckung von 
Bußgeldentscheidungen erforderlich ist, 

h)	 es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung der Rechte eines Dritten erforder-
lich ist,

i)	 es zur Durchführung wissenschaftlicher 
Forschung erforderlich ist, das wissenschaft-
liche Interesse an der Durchführung des 
Forschungsvorhabens das Interesse der be-
troffenen Person an dem Ausschluss der 
Zweckänderung erheblich überwiegt und der 
Zweck der Forschung auf andere Weise nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
erreicht werden kann oder

j)	 der Auftrag der Kirche oder die Glaubwür-
digkeit ihres Dienstes dies erfordert.

(3)	 Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt 
nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von 
Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rech-
nungsprüfung, der Revision, der Durchführung 
von Organisationsuntersuchungen für den Ver-
antwortlichen, im kirchlichen Interesse liegenden 
Archivzwecken, wissenschaftlichen oder histo-
rischen Forschungszwecken oder statistischen 
Zwecken dient. Das gilt auch für die Verarbeitung 
zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch 
den Verantwortlichen, soweit nicht überwiegende 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 
entgegenstehen.

(4)	 Beruht die Verarbeitung zu einem anderen 
Zweck als zu demjenigen, zu dem die personen-
bezogenen Daten erhoben wurden, nicht auf der 
Einwilligung der betroffenen Person oder auf 
einer kirchlichen oder staatlichen Rechtsvor-
schrift, so ist die Verarbeitung nur rechtmäßig, 
wenn die Verarbeitung zu einem anderen Zweck 
mit demjenigen Zweck, zu dem die personenbe-
zogenen Daten ursprünglich erhoben wurden, 
vereinbar ist. 

(5)	 Personenbezogene Daten, die ausschließlich 
zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der 
Datensicherung oder zur Sicherstellung eines 
ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverar-
beitungsanlage verarbeitet werden, dürfen nur 
für diese Zwecke verwendet werden.

(6)	 Die Verarbeitung von besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten für andere Zwecke 
ist nur zulässig, wenn dies zur Durchführung 
wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, 
das kirchliche Interesse an der Durchführung 
des Forschungsvorhabens das Interesse der be-
troffenen Person an dem Ausschluss der Zweck-
änderung erheblich überwiegt und der Zweck der 
Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden 
kann. Bei dieser Abwägung ist im Rahmen des 
kirchlichen Interesses das wissenschaftliche In-
teresse an dem Forschungsvorhaben besonders 
zu berücksichtigen.

(7)	 Die Verarbeitung von besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten zu den in § 11 Absatz 
2 lit. h) und Absatz 3 genannten Zwecken richtet 
sich nach den für die in § 11 Absatz 2 lit. h) und 
Absatz 3 genannten Personen geltenden Geheim-
haltungspflichten.

§ 7 
Grundsätze für die Verarbeitung  

personenbezogener Daten
(1)	 Personenbezogene Daten müssen

a)	 auf rechtmäßige und in einer für die betrof-
fene Person nachvollziehbaren Weise verar-
beitet werden; 

b)	 für festgelegte, eindeutige und legitime Zwe-
cke erhoben werden und dürfen nicht in einer 
mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden 
Weise weiterverarbeitet werden; 

c)	 dem Zweck angemessen und erheblich sowie 
auf das für die Zwecke der Verarbeitung not-
wendige Maß beschränkt sein; insbesondere 
sind personenbezogene Daten zu anonymi-
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sieren oder zu pseudonymisieren, soweit dies 
nach dem Verwendungszweck möglich ist 
und der Aufwand nicht außer Verhältnis zum 
angestrebten Schutzzweck steht; 

d)	 sachlich richtig und erforderlichenfalls auf 
dem neuesten Stand sein; es sind alle an-
gemessenen Maßnahmen zu treffen, damit 
personenbezogene Daten, die im Hinblick auf 
die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, 
unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden;

e)	 in einer Form gespeichert werden, die die 
Identifizierung der betroffenen Personen nur 
so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, 
für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist;

f)	 in einer Weise verarbeitet werden, die eine 
angemessene Sicherheit der personenbezo-
genen Daten gewährleistet, einschließlich 
Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger 
Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Ver- 
lust, unbeabsichtigter Zerstörung oder un-
beabsichtigter Schädigung durch geeignete 
technische und organisatorische Maßnahmen.

(2)	 Der Verantwortliche ist für die Einhaltung der 
Grundsätze des Absatz 1 verantwortlich und 
muss dies nachweisen können.

§ 8 
Einwilligung

(1)	 Wird die Einwilligung bei der betroffenen Person 
eingeholt, ist diese auf den Zweck der Verar-
beitung sowie, soweit nach den Umständen des 
Einzelfalles erforderlich oder auf Verlangen, auf 
die Folgen der Verweigerung der Einwilligung 
hinzuweisen. Die Einwilligung ist nur wirksam, 
wenn sie auf der freien Entscheidung der betrof-
fenen Person beruht.

(2)	 Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit 
nicht wegen besonderer Umstände eine andere 
Form angemessen ist. Erfolgt die Einwilligung 
der betroffenen Person durch eine schriftliche 
Erklärung, die noch andere Sachverhalte be-
trifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in 
einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, 
dass es von den anderen Sachverhalten klar zu 
unterscheiden ist. Teile der Erklärung sind dann 
nicht verbindlich, wenn sie einen Verstoß gegen 
dieses Gesetz darstellen.

(3)	 Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung 
liegt ein besonderer Umstand im Sinne von 
Absatz 2 Satz 1 auch dann vor, wenn durch die 
Schriftform der bestimmte Forschungszweck 
erheblich beeinträchtigt würde. In diesem Fall 
sind der Hinweis nach Absatz 1 Satz 1 und die 
Gründe, aus denen sich die erhebliche Beein-

trächtigung des bestimmten Forschungszweckes 
ergibt, schriftlich festzuhalten.

(4)	 Soweit besondere Kategorien personenbezogener 
Daten verarbeitet werden, muss sich die Einwil-
ligung darüber hinaus ausdrücklich auf diese 
Daten beziehen.

(5)	 Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, 
muss der Verantwortliche nachweisen können, 
dass die betroffene Person in die Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat.

(6)	 Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwil-
ligung jederzeit zu widerrufen. Durch den Wi-
derruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit 
der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Die betrof-
fene Person wird vor Abgabe der Einwilligung 
hiervon in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der 
Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung 
der Einwilligung sein.

(7)	 Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwil-
lig erteilt wurde, muss dem Umstand Rechnung 
getragen werden, ob unter anderem die Erfüllung 
eines Vertrags, einschließlich der Erbringung 
einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu ei-
ner Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
abhängig ist, die für die Erfüllung des Vertrags 
nicht erforderlich sind.

(8)	 Personenbezogene Daten eines Minderjährigen, 
dem elektronisch eine Dienstleistung oder ein 
vergleichbares anderes Angebot von einer kirch-
lichen Stelle gemacht wird, dürfen nur verarbeitet 
werden, wenn der Minderjährige das sechzehnte 
Lebensjahr vollendet hat. Hat der Minderjährige 
das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, 
ist die Verarbeitung nur rechtmäßig, sofern und 
soweit diese Einwilligung durch den Perso-
nensorgeberechtigten erteilt wird. Der für die 
Verarbeitung Verantwortliche unternimmt unter 
Berücksichtigung der verfügbaren Technik an-
gemessene Anstrengungen, um sich in solchen 
Fällen zu vergewissern, dass die Einwilligung 
durch den Personensorgeberechtigten oder 
mit dessen Zustimmung erteilt wurde. Hat der 
Minderjährige das dreizehnte Lebensjahr voll-
endet und handelt es sich ausschließlich um ein 
kostenfreies Beratungsangebot einer kirchlichen 
Stelle, so ist für die Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten des Minderjährigen eine Ein-
willigung durch den Personensorgeberechtigten 
oder dessen Zustimmung nicht erforderlich.

§ 9 
Offenlegung gegenüber kirchlichen  

und öffentlichen Stellen
(1)	 Die Offenlegung personenbezogener Daten im 
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Sinne des § 4 Ziffer 3, gegenüber kirchlichen 
Stellen im Geltungsbereich des § 3 ist zulässig, 
wenn
a)	 sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der 

offenlegenden oder der empfangenden kirch-
lichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich 
ist und

b)	 die Voraussetzungen des § 6 vorliegen.
(2)	 Die Offenlegung personenbezogener Daten auf 

Ersuchen der empfangenden kirchlichen Stelle 
ist darüber hinaus nur zulässig, wenn dieses Ver-
fahren unter Berücksichtigung der schutzwür-
digen Interessen der betroffenen Person und der 
Aufgaben oder Geschäftszwecke der beteiligten 
kirchlichen Stellen angemessen ist. 

(3)	 Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Of-
fenlegung trägt die offenlegende kirchliche Stelle. 
Erfolgt die Offenlegung auf Ersuchen der empfan-
genden kirchlichen Stelle, trägt diese die Verant-
wortung. In diesem Falle prüft die offenlegende 
kirchliche Stelle nur, ob das Ersuchen im Rahmen 
der Aufgaben der empfangenden kirchlichen Stelle 
liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur 
Prüfung der Zulässigkeit der Offenlegung besteht.

(4)	 Die empfangende kirchliche Stelle darf die of-
fengelegten Daten für den Zweck verarbeiten, zu 
dessen Erfüllung sie ihr offengelegt werden. Eine 
Verarbeitung für andere Zwecke ist nur unter den 
Voraussetzungen des § 6 Absatz 2 zulässig.

(5)	 Für die Offenlegung personenbezogener Daten 
gegenüber öffentlichen Stellen gelten die Absätze 1 
bis 4 entsprechend, sofern sichergestellt ist, dass bei 
der empfangenden öffentlichen Stelle ausreichende 
Datenschutzmaßnahmen getroffen werden.

(6)	 Sind mit personenbezogenen Daten, die nach 
Absatz 1 und Absatz 2 offengelegt werden 
dürfen, weitere personenbezogene Daten der 
betroffenen Person oder eines Dritten in Akten so 
verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit 
unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die 
Offenlegung auch dieser Daten zulässig, soweit 
nicht berechtigte Interessen der betroffenen Per-
son oder eines Dritten an deren Geheimhaltung 
offensichtlich überwiegen; eine Verarbeitung 
dieser Daten durch die empfangende kirchliche 
Stelle ist unzulässig.

(7)	 Absatz 6 gilt entsprechend, wenn personenbe-
zogene Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle 
offengelegt werden.

§ 10 
Offenlegung gegenüber nicht kirchlichen und 

nicht öffentlichen Stellen
(1)	 Die Offenlegung personenbezogener Daten gegen-

über nicht kirchlichen Stellen, nicht öffentlichen 
Stellen oder sonstigen Empfängern ist zulässig, 
wenn
a)	 sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der 

offenlegenden kirchlichen Stelle liegenden 
Aufgaben erforderlich ist und die Vorausset-
zungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach 
§ 6 zulassen würden, oder

b)	 der Empfänger ein berechtigtes Interesse 
an der Kenntnis der offenzulegenden Daten 
glaubhaft darlegt und die betroffene Person 
kein schutzwürdiges Interesse an dem Aus-
schluss der Offenlegung hat, es sei denn, dass 
Grund zu der Annahme besteht, dass durch 
die Offenlegung die Wahrnehmung des Auf-
trags der Kirche gefährdet würde.

(2)	 Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Offen-
legung trägt die offenlegende kirchliche Stelle.

(3)	 In den Fällen der Offenlegung nach Absatz 1 lit. 
b) unterrichtet die offenlegende kirchliche Stelle 
die betroffene Person von der Offenlegung ihrer 
Daten. Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen 
ist, dass sie davon auf andere Weise Kenntnis 
erlangt, wenn die Unterrichtung wegen der Art 
der personenbezogenen Daten unter Berück-
sichtigung der schutzwürdigen Interessen der 
betroffenen Person nicht geboten erscheint, 
wenn die Unterrichtung die öffentliche Sicherheit 
gefährden oder dem kirchlichen Wohl Nachteile 
bereiten würde.

(4)	 Der Empfänger darf die offengelegten Daten nur 
für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung 
sie ihm gegenüber offengelegt werden. Die of-
fenlegende kirchliche Stelle hat ihn darauf hin-
zuweisen. Eine Verarbeitung für andere Zwecke 
ist zulässig, wenn eine Offenlegung nach Absatz 
1 zulässig wäre und die offenlegende kirchliche 
Stelle zugestimmt hat.

§ 11 
Verarbeitung besonderer Kategorien  

personenbezogener Daten
(1)	 Die Verarbeitung besonderer Kategorien perso-

nenbezogener Daten ist untersagt.
(2)	 Absatz 1 gilt nicht in folgenden Fällen:

a)	 Die betroffene Person hat in die Verarbeitung 
der genannten personenbezogenen Daten für 
einen oder mehrere festgelegte Zwecke aus-
drücklich eingewilligt, 

b)	 die Verarbeitung ist erforderlich, damit der 
Verantwortliche oder die betroffene Person die 
ihm bzw. ihr aus dem Arbeitsrecht und dem 
Recht der sozialen Sicherheit und des Sozial-
schutzes erwachsenden Rechte ausüben und 
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seinen bzw. ihren diesbezüglichen Pflichten 
nachkommen kann, soweit dies nach kirch-
lichem oder staatlichen Recht oder nach einer 
Dienstvereinbarung nach der Mitarbeiterver-
tretungsordnung, die geeignete Garantien 
für die Grundrechte und die Interessen der 
betroffenen Person vorsehen, zulässig ist,

c)	 die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswich-
tiger Interessen der betroffenen Person oder 
einer anderen natürlichen Person erforderlich 
und die betroffene Person ist aus körperlichen 
oder rechtlichen Gründen außerstande, ihre 
Einwilligung zu geben,

d)	 die Verarbeitung erfolgt durch eine kirchliche 
Stelle im Rahmen ihrer rechtmäßigen Tätig-
keiten und unter der Voraussetzung, dass sich 
die Verarbeitung ausschließlich auf die Mit-
glieder oder ehemalige Mitglieder der kirch-
lichen Einrichtung oder auf Personen, die im 
Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck 
regelmäßige Kontakte mit ihr unterhalten, be-
zieht und die personenbezogenen Daten nicht 
ohne Einwilligung der betroffenen Personen 
nach außen offengelegt werden,

e)	 die Verarbeitung bezieht sich auf personen-
bezogene Daten, die die betroffene Person 
offensichtlich öffentlich gemacht hat,

f)	 die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, Aus- 
übung oder Verteidigung von Rechtsansprü-
chen oder bei Handlungen der kirchlichen 
Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit 
erforderlich,

g)	 die Verarbeitung ist auf der Grundlage kirch-
lichen Rechts, das in angemessenem Verhältnis 
zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt 
des Rechts auf Datenschutz wahrt und an-
gemessene und spezifische Maßnahmen zur 
Wahrung der Grundrechte und Interessen der 
betroffenen Person vorsieht, aus Gründen eines 
erheblichen kirchlichen Interesses erforderlich,

h)	 die Verarbeitung ist für Zwecke der Gesund-
heitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin, für die 
Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des Beschäf-
tigten, für die medizinische Diagnostik, die 
Versorgung oder Behandlung im Gesundheits- 
oder Sozialbereich oder für die Verwaltung 
von Systemen und Diensten im Gesundheits- 
oder Sozialbereich auf der Grundlage des 
kirchlichen oder staatlichen Rechts oder  auf-
grund eines Vertrags mit einem Angehörigen 
eines Gesundheitsberufs und vorbehaltlich 
der in Absatz 3 genannten Bedingungen und 
Garantien erforderlich,

i)	 die Verarbeitung ist aus Gründen des öffent-

lichen Interesses im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit oder zur Gewährleistung hoher 
Qualitäts- und Sicherheitsstandards bei der 
Gesundheitsversorgung und bei Arzneimit-
teln und Medizinprodukten, auf der Grund-
lage kirchlichen oder staatlichen Rechts, das 
angemessene und spezifische Maßnahmen 
zur Wahrung der Rechte und Freiheiten der 
betroffenen Person, insbesondere des Berufs-
geheimnisses, vorsieht, erforderlich, oder

j)	 die Verarbeitung ist auf der Grundlage des 
kirchlichen oder staatlichen Rechts, das in 
angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten 
Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf 
Datenschutz wahrt und angemessene und 
spezifische Maßnahmen zur Wahrung der 
Grundrechte und Interessen der betroffenen 
Person vorsieht, für im kirchlichen Interesse 
liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche 
oder historische Forschungszwecke oder für 
statistische Zwecke erforderlich.

(3)	 Die in Absatz 1 genannten personenbezogenen 
Daten dürfen zu den in Absatz 2 lit. h) genannten 
Zwecken verarbeitet werden, wenn diese Daten 
von Fachpersonal oder unter dessen Verantwor-
tung verarbeitet werden und dieses Fachpersonal 
nach dem kirchlichen oder staatlichen Recht 
dem Berufsgeheimnis unterliegt, oder wenn die 
Verarbeitung durch eine andere Person erfolgt, 
die ebenfalls nach kirchlichem oder staatlichem 
Recht einer Geheimhaltungspflicht unterliegt.

(4)	 In den Fällen des Absatzes 2 sind unter Berück-
sichtigung des Stands der Technik, der Imple-
mentierungskosten und der Art, des Umfangs, 
der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung 
sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrschein-
lichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung 
verbundenen Risiken für die Rechte und Frei-
heiten natürlicher Personen angemessene und 
spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Inte-
ressen der betroffenen Person vorzusehen.

§ 12 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten 

über strafrechtliche Verurteilungen  
und Straftaten

Die Verarbeitung personenbezogener Daten über 
strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten oder 
damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln 
aufgrund von § 6 Absatz 1 ist nur zulässig, wenn dies 
nach kirchlichem oder staatlichem Recht zulässig ist.

§ 13 
Verarbeitung, für die eine Identifizierung der 

betroffenen Person nicht erforderlich ist
(1)	 Ist für die Zwecke, für die ein Verantwortlicher 
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personenbezogene Daten verarbeitet, die Identi-
fizierung der betroffenen Person durch den Ver-
antwortlichen nicht oder nicht mehr erforderlich, 
so ist dieser nicht verpflichtet, zur bloßen Einhal-
tung dieses Gesetzes zusätzliche Informationen 
aufzubewahren, einzuholen oder zu verarbeiten, 
um die betroffene Person zu identifizieren.

(2)	 Kann der Verantwortliche in Fällen gemäß Absatz 
1 nachweisen, dass er nicht in der Lage ist, die 
betroffene Person zu identifizieren, so unterrichtet 
er die betroffene Person hierüber, sofern möglich. 
In diesen Fällen finden die §§ 17 bis 22 keine 
Anwendung, es sei denn, die betroffene Person 
stellt zur Ausübung ihrer in diesen Bestimmungen 
niedergelegten Rechte zusätzliche Informationen 
bereit, die ihre Identifizierung ermöglichen.

Kapitel 3 
Informationspflichten des Verantwortlichen und 

Rechte der betroffenen Person
Abschnitt 1 

Informationspflichten des Verantwortlichen
§ 14 

Transparente Information, Kommunikation und 
Modalitäten für die Ausübung der Rechte der 

betroffenen Person
(1)	 Der Verantwortliche trifft geeignete Maßnah-

men, um der betroffenen Person innerhalb einer 
angemessenen Frist alle Informationen gemäß 
den §§ 15 und 16 und alle Mitteilungen gemäß 
den §§ 17 bis 24 und 34, die sich auf die Ver-
arbeitung beziehen, in präziser, transparenter, 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in 
einer klaren und einfachen Sprache, ggf. auch mit 
standardisierten Bildsymbolen, zu übermitteln; 
dies gilt insbesondere für Informationen, die sich 
speziell an Minderjährige richten. Die Übermitt-
lung der Informationen erfolgt schriftlich oder in 
anderer Form, gegebenenfalls auch elektronisch. 
Falls von der betroffenen Person verlangt, kann 
die Information mündlich erteilt werden, sofern 
die Identität der betroffenen Person in anderer 
Form nachgewiesen wurde.

(2)	 Der Verantwortliche erleichtert der betroffenen 
Person die Ausübung ihrer Rechte gemäß den 
§§ 17 bis 24. In den Fällen des § 13 Absatz 2 
darf sich der Verantwortliche nur dann weigern, 
aufgrund des Antrags der betroffenen Person auf 
Wahrnehmung ihrer Rechte gemäß den §§ 17 bis 
24 tätig zu werden, wenn er glaubhaft macht, dass 
er nicht in der Lage ist, die betroffene Person zu 
identifizieren.

(3)	 Der Verantwortliche stellt der betroffenen Person 
Informationen über die auf Antrag gemäß den §§ 
17 bis 24 ergriffenen Maßnahmen unverzüglich, 

in jedem Fall aber innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrags zur Verfügung. Diese Frist 
kann um weitere zwei Monate verlängert werden, 
wenn dies unter Berücksichtigung der Komplexi-
tät und der Anzahl von Anträgen erforderlich ist. 
Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene 
Person innerhalb eines Monats nach Eingang des 
Antrags über eine Fristverlängerung, zusammen 
mit den Gründen für die Verzögerung. Stellt die 
betroffene Person den Antrag elektronisch, so ist 
sie nach Möglichkeit auf elektronischem Weg zu 
unterrichten, sofern sie nichts anderes angibt. 

(4)	 Wird der Verantwortliche auf den Antrag der 
betroffenen Person hin nicht tätig, so unterrich-
tet er die betroffene Person ohne Verzögerung, 
spätestens aber innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrags über die Gründe hierfür und 
über die Möglichkeit, bei der Datenschutzaufsicht 
Beschwerde zu erheben oder einen gerichtlichen 
Rechtsbehelf einzulegen.

(5)	 Informationen gemäß den §§ 15 und 16 sowie 
alle Mitteilungen und Maßnahmen gemäß den 
§§ 17 bis 24 und 34 werden unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt. Bei offenkundig unbegrün-
deten oder – insbesondere im Fall von häufiger 
Wiederholung – exzessiven Anträgen einer be-
troffenen Person kann der Verantwortliche
a)	 ein angemessenes Entgelt verlangen, bei dem 

die Verwaltungskosten für die Unterrichtung 
oder die Mitteilung oder die Durchführung 
der beantragten Maßnahme berücksichtigt 
werden, oder

b)	 sich weigern, aufgrund des Antrags tätig zu 
werden.

	 Der Verantwortliche hat den Nachweis für den 
offenkundig unbegründeten oder exzessiven 
Charakter des Antrags zu erbringen.

(6)	 Hat der Verantwortliche begründete Zweifel an  
der Identität der natürlichen Person, die den An-
trag gemäß den §§ 17 bis 23 stellt, so kann er 
unbeschadet des § 13 zusätzliche Informationen 
anfordern, die zur Bestätigung der Identität der 
betroffenen Person erforderlich sind.

§ 15 
Informationspflicht bei unmittelbarer  

Datenerhebung
(1)	 Werden personenbezogene Daten bei der betrof-

fenen Person erhoben, so teilt der Verantwort-
liche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der 
Erhebung dieser Daten Folgendes mit:
a)	 den Namen und die Kontaktdaten des Ver-

antwortlichen sowie gegebenenfalls seines 
Vertreters;
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b)	 gegebenenfalls die Kontaktdaten des betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten;

c)	 die Zwecke, für die die personenbezogenen 
Daten verarbeitet werden sollen, sowie die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;

d)	 wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit. 
g) beruht, die berechtigten Interessen, die von 
dem Verantwortlichen oder einem Dritten 
verfolgt werden;

e)	 gegebenenfalls die Empfänger oder Katego-
rien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten und

f)	 gegebenenfalls die Absicht des Verantwort-
lichen, die personenbezogenen Daten an oder 
in ein Drittland oder an eine internationale 
Organisation zu übermitteln sowie das Vorhan-
densein oder das Fehlen eines Angemessen-
heitsbeschlusses der Europäischen Kommis-
sion oder im Falle von Übermittlungen gemäß 
§ 40 einen Verweis auf die geeigneten oder 
angemessenen Garantien und die Möglichkeit, 
wie eine Kopie von ihnen zu erhalten ist oder 
wo sie verfügbar sind.

(2)	 Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 
stellt der Verantwortliche der betroffenen Person 
zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten fol-
gende weitere Informationen zur Verfügung, die 
notwendig sind, um eine faire und transparente 
Verarbeitung zu gewährleisten:
a)	 die Dauer, für die die personenbezogenen Da-

ten gespeichert werden oder, falls dies nicht 
möglich ist, die Kriterien für die Festlegung 
dieser Dauer;

b)	 das Bestehen eines Rechts auf Auskunft 
seitens des Verantwortlichen über die be-
treffenden personenbezogenen Daten sowie 
auf Berichtigung oder Löschung oder auf 
Einschränkung der Verarbeitung oder eines 
Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung 
sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit;

c)	 wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit. b) 
oder § 11 Absatz 2 lit. a) beruht, das Bestehen 
eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu 
widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der 
aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Verarbeitung berührt wird;

d)	 das Bestehen eines Beschwerderechts bei der 
Datenschutzaufsicht;

e)	 ob die Bereitstellung der personenbezogenen 
Daten gesetzlich oder vertraglich vorge-
schrieben oder für einen Vertragsabschluss 
erforderlich ist, ob die betroffene Person 
verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten 

bereitzustellen, und welche mögliche Folgen 
die Nichtbereitstellung hätte und

f)	 das Bestehen einer automatisierten Entschei-
dungsfindung einschließlich Profiling gemäß 
§ 24 Absätze 1 und 4 und – zumindest in 
diesen Fällen – aussagekräftige Informationen 
über die involvierte Logik sowie die Tragwei-
te und die angestrebten Auswirkungen einer 
derartigen Verarbeitung für die betroffene 
Person.

(3)	 Beabsichtigt der Verantwortliche, die personen-
bezogenen Daten für einen anderen Zweck wei-
terzuverarbeiten als den, für den die personenbe-
zogenen Daten erhoben wurden, so stellt er der 
betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung 
Informationen über diesen anderen Zweck und 
alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß 
Absatz 2 zur Verfügung.

(4)	 Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, 
wenn und soweit die betroffene Person bereits 
über die Informationen verfügt oder die Infor-
mationserteilung an die betroffene Person einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
und das Interesse der betroffenen Person an der 
Informationserteilung nach den Umständen des 
Einzelfalls, insbesondere wegen des Zusammen-
hangs, in dem die Daten erhoben wurden, als 
gering anzusehen ist.

(5)	 Die Absätze 1 bis 3 finden auch dann keine An-
wendung,
a)	 wenn und soweit die Daten oder die Tatsache 

ihrer Speicherung aufgrund einer speziellen 
Rechtsvorschrift oder wegen überwiegender 
berechtigter Interessen Dritter geheim ge-
halten werden müssen und das Interesse der 
betroffenen Person an der Auskunftserteilung 
zurücktreten muss,

b)	 wenn die Erteilung der Information die Gel-
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
rechtlicher Ansprüche beeinträchtigen würde 
und die Interessen des Verantwortlichen an der 
Nichterteilung der Information die Interessen 
der betroffenen Person überwiegen oder 

c)	 wenn durch die Auskunft die Wahrnehmung 
des Auftrags der Kirche gefährdet wird.

§ 16 
Informationspflicht bei mittelbarer  

Datenerhebung
(1)	 Werden personenbezogene Daten nicht bei der 

betroffenen Person erhoben, so teilt der Verant-
wortliche der betroffenen Person über die in § 15 
Absätze 1 und 2 genannten Informationen hinaus 
mit
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a)	 die zu ihr erhobenen Daten und
b)	 aus welcher Quelle die personenbezogenen 

Daten stammen und gegebenenfalls, ob sie 
aus öffentlich zugänglichen Quellen stam-
men.

(2)	 Der Verantwortliche erteilt die Informationen
a)	 unter Berücksichtigung der spezifischen 

Umstände der Verarbeitung der personenbe-
zogenen Daten innerhalb einer angemessenen 
Frist nach Erlangung der personenbezogenen 
Daten, längstens jedoch innerhalb eines Mo-
nats,

b)	 falls die personenbezogenen Daten zur 
Kommunikation mit der betroffenen Person 
verwendet werden sollen, spätestens zum 
Zeitpunkt der ersten Mitteilung an sie, oder,

c)	 falls die Offenlegung an einen anderen 
Empfänger beabsichtigt ist, spätestens zum 
Zeitpunkt der ersten Offenlegung.

(3)	 Beabsichtigt der Verantwortliche, die personen-
bezogenen Daten für einen anderen Zweck wei-
terzuverarbeiten als den, für den die personen-
bezogenen Daten erlangt wurden, so stellt er der 
betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung 
Informationen über diesen anderen Zweck und 
alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß 
Absatz 1 zur Verfügung.

(4)	 Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, 
wenn und soweit
a)	 die betroffene Person bereits über die Infor-

mationen verfügt,
b)	 die Erteilung dieser Informationen sich als 

unmöglich erweist oder einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde; dies gilt 
insbesondere für die Verarbeitung für im 
kirchlichen Interesse liegende Archivzwecke, 
für wissenschaftliche oder historische For-
schungszwecke oder für statistische Zwecke 
oder soweit die in Absatz 1 genannte Pflicht 
voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele 
dieser Verarbeitung unmöglich macht oder 
ernsthaft beeinträchtigt. In diesen Fällen 
ergreift der Verantwortliche geeignete Maß-
nahmen zum Schutz der Rechte und Frei-
heiten sowie der berechtigten Interessen 
der betroffenen Person, einschließlich der 
Bereitstellung dieser Informationen für die 
Öffentlichkeit,

c)	 die Erlangung oder Offenlegung durch kirch-
liche Rechtsvorschriften, denen der Ver-
antwortliche unterliegt und die geeignete 
Maßnahmen zum Schutz der berechtigten 
Interessen der betroffenen Person vorsehen, 

ausdrücklich geregelt ist oder
d)	 die personenbezogenen Daten gemäß dem 

staatlichen oder dem kirchlichen Recht 
dem Berufsgeheimnis, einschließlich einer 
satzungsmäßigen Geheimhaltungspflicht, 
unterliegen und daher vertraulich behandelt 
werden müssen.

(5)	 Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, 
wenn die Erteilung der Information 
a)	 im Falle einer kirchlichen Stelle im Sinne des 

§ 3 Abs. 1 lit. a) 
	 (1)	die ordnungsgemäße Erfüllung der in der 

Zuständigkeit des Verantwortlichen lie-
genden Aufgaben gefährden würde oder 

	 (2)	oder die Information dem kirchlichen Wohl 
Nachteile bereiten würde und deswegen 
das Interesse der betroffenen Person an der 
Informationserteilung zurücktreten muss,

b)	 im Fall einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 
3 Absatz 1 lit. b) oder c) die Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung zivilrechtlicher 
Ansprüche beeinträchtigen würde und nicht 
das Interesse der betroffenen Person an der 
Informationserteilung überwiegt.

(6)	 Unterbleibt eine Information der betroffenen 
Person nach Maßgabe des Absatzes 1, ergreift 
der Verantwortliche geeignete Maßnahmen 
zum Schutz der berechtigten Interessen der 
betroffenen Person. Der Verantwortliche hält 
schriftlich fest, aus welchen Gründen er von einer 
Information abgesehen hat.

Abschnitt 2 
Rechte der betroffenen Person

§ 17 
Auskunftsrecht der betroffenen Person

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, von dem Ver-
antwortlichen eine Auskunft darüber zu verlan-
gen, ob sie betreffende personenbezogene Daten 
verarbeitet werden; ist dies der Fall, so hat sie ein 
Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen 
Daten und auf folgende Informationen:
a)	 die Verarbeitungszwecke;
b)	 die Kategorien personenbezogener Daten, die 

verarbeitet werden;
c)	 die Empfänger oder Kategorien von Emp-

fängern, gegenüber denen die personenbe-
zogenen Daten offengelegt worden sind oder 
noch offengelegt werden, insbesondere bei 
Empfängern in Drittländern oder bei inter-
nationalen Organisationen;

d)	 falls möglich die geplante Dauer, für die die 
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personenbezogenen Daten gespeichert werden, 
oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien 
für die Festlegung dieser Dauer;

e)	 das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung 
oder Löschung der sie betreffenden perso-
nenbezogenen Daten oder auf Einschränkung 
der Verarbeitung durch den Verantwortlichen 
oder eines Widerspruchsrechts gegen diese 
Verarbeitung;

f)	 das Bestehen eines Beschwerderechts bei der 
Datenschutzaufsicht;

g)	 wenn die personenbezogenen Daten nicht bei 
der betroffenen Person erhoben werden, alle 
verfügbaren Informationen über die Herkunft 
der Daten;

h)	 das Bestehen einer automatisierten Entschei-
dungsfindung einschließlich Profiling gemäß 
§ 24 Absätze 1 und 4 und – zumindest in 
diesen Fällen – aussagekräftige Informationen 
über die involvierte Logik sowie die Tragwei-
te und die angestrebten Auswirkungen einer 
derartigen Verarbeitung für die betroffene 
Person.

(2)	 Werden personenbezogene Daten an oder in ein 
Drittland oder an eine internationale Organi-
sation übermittelt, so hat die betroffene Person 
das Recht, über die geeigneten Garantien gemäß 
§ 40 im Zusammenhang mit der Übermittlung 
unterrichtet zu werden.

(3)	 Der Verantwortliche stellt eine Kopie der perso-
nenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verar-
beitung sind, zur Verfügung. Für alle weiteren 
Kopien, die die betroffene Person beantragt, kann 
der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt 
auf der Grundlage der Verwaltungskosten ver-
langen. Stellt die betroffene Person den Antrag 
elektronisch, so sind die Informationen in einem 
gängigen elektronischen Format zur Verfügung 
zu stellen, sofern sie nichts anderes angibt.

(4)	 Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 
darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen 
nicht beeinträchtigen.

(5)	 Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person 
gegenüber einem kirchlichen Archiv besteht nicht, 
wenn das Archivgut nicht durch den Namen der 
Person erschlossen ist oder keine Angaben ge-
macht werden, die das Auffinden des betreffenden 
Archivguts mit vertretbarem Verwaltungsauf-
wand ermöglichen.

(6)	 Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person 
besteht ergänzend zu Absatz 5 nicht, wenn
a)	 die betroffene Person nach § 15 Absatz 4 oder 

5 oder nach § 16 Absatz 5 nicht zu informieren 

ist oder
b)	 die Daten

(1)	nur deshalb gespeichert sind, weil sie auf-
grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger 
Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht 
werden dürfen oder

(2)	ausschließlich Zwecken der Datensiche-
rung oder der Datenschutzkontrolle dienen

	 und die Auskunftserteilung einen unverhält-
nismäßigen Aufwand erfordern würde sowie 
eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch 
geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen ausgeschlossen ist.

(7)	 Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind 
zu dokumentieren. Die Ablehnung der Aus-
kunftserteilung ist gegenüber der betroffenen 
Person zu begründen, soweit nicht durch die 
Mitteilung der tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, 
der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte 
Zweck gefährdet würde. Die zum Zweck der 
Auskunftserteilung an die betroffene Person und 
zu deren Vorbereitung gespeicherte Daten dürfen 
nur für diesen Zweck sowie für Zwecke der Da-
tenschutzkontrolle verarbeitet werden; für andere 
Zwecke ist die Verarbeitung nach Maßgabe des 
§ 20 einzuschränken.

(8)	 Wird der betroffenen Person durch eine kirch-
liche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) keine 
Auskunft erteilt, so ist sie auf Verlangen dem 
Diözesandatenschutzbeauftragten zu erteilen, 
soweit nicht die bischöfliche Behörde im Einzel-
fall feststellt, dass dadurch kirchliche Interessen 
erheblich beeinträchtigt würden.

(9)	 Das Recht der betroffenen Person auf Auskunft 
über personenbezogene Daten, die durch eine 
kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. 
a) weder automatisiert verarbeitet noch nicht 
automatisiert verarbeitet und in einem Datei-
system gespeichert werden, besteht nur, soweit 
die betroffene Person Angaben macht, die das 
Auffinden der Daten ermöglichen, und der für 
die Erteilung der Auskunft erforderliche Auf-
wand nicht außer Verhältnis zu dem von der 
betroffenen Person geltend gemachten Informa-
tionsinteresse steht.

§ 18 
Recht auf Berichtigung

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, von dem 
Verantwortlichen unverzüglich die Berichtigung 
sie betreffender unrichtiger personenbezogener 
Daten zu verlangen. Unter Berücksichtigung der 
Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person 
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das Recht, die Vervollständigung unvollständiger 
personenbezogener Daten – auch mittels einer  
ergänzenden Erklärung – zu verlangen.

(2)	 Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn 
die personenbezogenen Daten zu Archivzwecken 
im kirchlichen Interesse verarbeitet werden. 
Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit 
der personenbezogenen Daten, ist ihr die Mög-
lichkeit einer Gegendarstellung einzuräumen. 
Das zuständige Archiv ist verpflichtet, die Ge-
gendarstellung den Unterlagen hinzuzufügen.

§ 19 
Recht auf Löschung

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, von dem 
Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betref-
fende personenbezogene Daten unverzüglich 
gelöscht werden, und der Verantwortliche ist ver-
pflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich 
zu löschen, sofern einer der folgenden Gründe 
zutrifft:
a)	 die personenbezogenen Daten sind für die 

Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige 
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwen-
dig;

b)	 die betroffene Person widerruft ihre Einwil-
ligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß 
§ 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) 
stützte, und es fehlt an einer anderweitigen 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;

c)	 die betroffene Person legt gemäß § 23 Absatz 
1 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein 
und es liegen keine vorrangigen berechtigten 
Gründe für die Verarbeitung vor, oder die 
betroffene Person legt gemäß § 23 Absatz 2 
Widerspruch gegen die Verarbeitung ein;

d)	 die personenbezogenen Daten wurden un-
rechtmäßig verarbeitet;

e)	 die Löschung der personenbezogenen Daten 
ist zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-
pflichtung nach dem staatlichen oder dem 
kirchlichen Recht erforderlich, dem der Ver-
antwortliche unterliegt.

(2)	 Hat der Verantwortliche die personenbezogenen 
Daten öffentlich gemacht und ist er gemäß Absatz 
1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter 
Berücksichtigung der verfügbaren Technologie 
und der Implementierungskosten angemessene 
Maßnahmen, auch  technischer Art, um für 
die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die 
personenbezogenen Daten verarbeiten, darüber 
zu informieren, dass eine betroffene Person von 
ihnen die Löschung aller Links zu diesen per-
sonenbezogenen Daten oder von Kopien oder 

Replikationen dieser personenbezogenen Daten 
verlangt hat.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die 
Verarbeitung erforderlich ist
a)	 zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungs-

äußerung und Information;
b)	 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, 

die die Verarbeitung nach kirchlichem oder 
staatlichem Recht, dem der Verantwortliche 
unterliegt, erfordert, oder zur Wahrnehmung 
einer Aufgabe, die im kirchlichen Interesse 
liegt oder in Ausübung hoheitlicher Gewalt 
erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen 
wurde;

c)	 aus Gründen des öffentlichen Interesses im 
Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß § 
11 Absatz 2 lit. h) und i) sowie § 11 Absatz 3;

d)	 für im kirchlichem Interesse liegende Archi-
vzwecke, wissenschaftliche oder historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwe-
cke, soweit das in Absatz 1 genannte Recht 
voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele 
dieser Verarbeitung unmöglich macht oder 
ernsthaft beeinträchtigt, oder

e)	 zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen 
sowie zur Ausübung oder Verteidigung von 
Rechten.

(4)	 Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der 
Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig 
hohem Aufwand möglich, tritt an die Stelle des 
Rechts auf Löschung das Recht auf Einschrän-
kung der Verarbeitung gemäß § 20. Dies gilt nicht, 
wenn die personenbezogenen Daten unrechtmä-
ßig verarbeitet wurden. Als Einschränkung der 
Verarbeitung gelten auch die Sperrung und die 
Eintragung eines Sperrvermerks.

§ 20 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, von dem 
Verantwortlichen die Einschränkung der Verar-
beitung zu verlangen, wenn eine der folgenden 
Voraussetzungen gegeben ist:
a)	 die Richtigkeit der personenbezogenen Daten 

wird von der betroffenen Person bestritten, 
und zwar für eine Dauer, die es dem Verant-
wortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der 
personenbezogenen Daten zu überprüfen;

b)	 die Verarbeitung ist unrechtmäßig und die 
betroffene Person lehnt die Löschung der 
personenbezogenen Daten ab und verlangt 
stattdessen die Einschränkung der Nutzung 
der personenbezogenen Daten;
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c)	 der Verantwortliche benötigt die personen-
bezogenen Daten für die Zwecke der Verar-
beitung nicht länger, die betroffene Person 
benötigt sie jedoch zur Geltendmachung von 
Rechtsansprüchen oder zur Ausübung oder 
Verteidigung von Rechten oder

d)	 die betroffene Person hat Widerspruch gegen 
die Verarbeitung gemäß § 23 eingelegt und 
es steht noch nicht fest, ob die berechtigten 
Gründe des Verantwortlichen gegenüber denen 
der betroffenen Person überwiegen.

(2)	 Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 ein-
geschränkt, so dürfen diese personenbezogenen 
Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur 
mit Einwilligung der betroffenen Person oder zur 
Geltendmachung von Rechtsansprüchen oder zur 
Ausübung oder Verteidigung von Rechten oder 
zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen 
oder juristischen Person oder aus Gründen eines 
wichtigen kirchlichen Interesses verarbeitet werden.

(3)	 Eine betroffene Person, die eine Einschränkung 
der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, 
wird von dem Verantwortlichen unterrichtet, 
bevor die Einschränkung aufgehoben wird.

(4)	 Die in Absatz 1 lit. a), b) und d) vorgesehenen 
Rechte bestehen nicht, soweit diese Rechte 
voraussichtlich die Verwirklichung der im 
kirchlichen Interesse liegenden Archivzwecke 
unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchti-
gen und die Ausnahmen für die Erfüllung dieser 
Zwecke erforderlich sind.

§ 21 
Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der 

Berichtigung oder Löschung personenbezogener 
Daten oder der Einschränkung der Verarbeitung
Der Verantwortliche teilt allen Empfängern, denen 
personenbezogene Daten offengelegt wurden, jede 
Berichtigung oder Löschung der personenbezogenen 
Daten oder eine Einschränkung der Verarbeitung 
nach §§ 18, 19 Absatz 1 und 20 mit, es sei denn, dies 
erweist sich als unmöglich oder ist mit einem unver-
hältnismäßigen Aufwand verbunden. Der Verantwort-
liche unterrichtet die betroffene Person über diese 
Empfänger, wenn die betroffene Person dies verlangt.

§ 22 
Recht auf Datenübertragbarkeit

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, die sie betref-
fenden personenbezogenen Daten, die sie einem 
Verantwortlichen bereitgestellt hat, in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren 
Format zu erhalten, und sie hat das Recht, diese 
Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Be-
hinderung durch den Verantwortlichen, dem die 
personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, 

zu übermitteln, sofern
a)	 die Verarbeitung auf einer Einwilligung ge-

mäß § 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. 
a) oder auf einem Vertrag gemäß § 6 Absatz 
1 lit. c) beruht und

b)	 die Verarbeitung mithilfe automatisierter 
Verfahren erfolgt.

(2)	 Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenüber-
tragbarkeit gemäß Absatz 1 hat die betroffene 
Person das Recht zu erwirken, dass die personen-
bezogenen Daten direkt von einem Verantwort-
lichen einem anderen Verantwortlichen übermit-
telt werden, soweit dies technisch machbar ist.

(3)	 Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 lässt § 19 
unberührt. Dieses Recht gilt nicht für eine Verar-
beitung, die für die Wahrnehmung einer Aufgabe 
erforderlich ist, die im kirchlichen Interesse liegt 
oder in Ausübung hoheitlicher Gewalt erfolgt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde. 

(4)	 Das Recht gemäß Absatz 2 darf die Rechte und 
Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchti-
gen.

(5)	 Das Recht auf Datenübertragbarkeit besteht nicht, 
soweit dieses Recht voraussichtlich die Verwirk-
lichung der im kirchlichen Interesse liegenden 
Archivzwecke unmöglich macht oder ernsthaft 
beeinträchtigt und die Ausnahmen für die Erfül-
lung dieser Zwecke erforderlich sind.

§ 23 
Widerspruchsrecht

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, aus Grün-
den, die sich aus ihrer besonderen Situation 
ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie 
betreffender personenbezogener Daten, die 
aufgrund von § 6 Absatz 1 lit. f) oder g) erfolgt, 
Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein 
auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. 
Der Verantwortliche verarbeitet die personen-
bezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, er 
kann zwingende schutzwürdige Gründe für die 
Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, 
Rechte und Freiheiten der betroffenen Person 
überwiegen, oder die Verarbeitung dient der 
Geltendmachung von Rechtsansprüchen oder 
der Ausübung oder Verteidigung von Rechten. 
Das Recht auf Widerspruch gegenüber einer 
Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) besteht 
nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwingendes 
kirchliches Interesse besteht, das die Interessen 
der betroffenen Person überwiegt, oder eine 
Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet.

(2)	 Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um 
Direktwerbung oder Fundraising zu betreiben, 
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so hat die betroffene Person das Recht, jederzeit 
Widerspruch gegen die Verarbeitung sie betref-
fender personenbezogener Daten zum Zwecke 
derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch 
für das Profiling, soweit es mit solcher Direkt-
werbung in Verbindung steht.

(3)	 Widerspricht die betroffene Person der Verarbei-
tung für Zwecke der Direktwerbung, so werden 
die personenbezogenen Daten nicht mehr für 
diese Zwecke verarbeitet.

(4)	 Die betroffene Person muss spätestens zum 
Zeitpunkt der ersten Kommunikation mit ihr 
ausdrücklich auf das in den Absätzen 1 und 2 
genannte Recht hingewiesen werden; dieser Hin-
weis hat in einer verständlichen und von anderen 
Informationen getrennten Form zu erfolgen.

(5)	 Die betroffene Person hat das Recht, aus Grün-
den, die sich aus ihrer besonderen Situation 
ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung 
sie betreffender personenbezogener Daten, die 
zu wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecken oder zu statistischen Zwecken 
erfolgt, Widerspruch einzulegen, es sei denn, die 
Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im kirch-
lichen Interesse liegenden Aufgabe erforderlich.

§ 24 
Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall 

einschließlich Profiling
(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, nicht einer 

ausschließlich auf einer automatisierten  Verar-
beitung – einschließlich Profiling – beruhenden 
Entscheidung unterworfen zu werden, die ihr 
gegenüber rechtliche Wirkung entfaltet oder sie 
in ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt.

(2)	 Absatz 1 gilt nicht, wenn die Entscheidung
a)	 für den Abschluss oder die Erfüllung eines 

Vertrags zwischen der betroffenen Person 
und dem Verantwortlichen erforderlich ist,

b)	 aufgrund von kirchlichen Rechtsvorschriften, 
denen der Verantwortliche unterliegt, zulässig 
ist und diese Rechtsvorschriften angemessene 
Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und 
Freiheiten sowie der berechtigten Interessen 
der betroffenen Person enthalten oder

c)	 mit ausdrücklicher Einwilligung der betrof-
fenen Person erfolgt.

(3)	 In den in Absatz 2 lit. a) und c) genannten Fällen 
trifft der Verantwortliche angemessene Maßnah-
men, um die Rechte und Freiheiten sowie die 
berechtigten Interessen der betroffenen Person 
zu wahren, wozu mindestens das Recht auf 
Erwirkung des Eingreifens einer Person seitens 
des Verantwortlichen, auf Darlegung des eigenen 

Standpunkts und auf Anfechtung der Entschei-
dung gehört.

(4)	 Entscheidungen nach Absatz 2 dürfen nicht 
auf besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten beruhen, sofern nicht § 11 Absatz 2 lit. 
a) oder g) gilt und angemessene Maßnahmen 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der 
berechtigten Interessen der betroffenen Person 
getroffen wurden.

§ 25 
Unabdingbare Rechte der betroffenen Person

(1)	 Die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft, 
Berichtigung, Löschung, Einschränkung der 
Verarbeitung, Datenübertragbarkeit oder Wi-
derspruch können nicht durch Rechtsgeschäft 
ausgeschlossen oder beschränkt werden.

(2)	 Sind die Daten der betroffenen Person automa-
tisiert in einer Weise gespeichert, dass mehrere 
Verantwortliche speicherungsberechtigt sind, 
und ist die betroffene Person nicht in der Lage, 
festzustellen, welcher Verantwortliche die Da-
ten gespeichert hat, so kann sie sich an jeden 
dieser Verantwortlichen wenden. Dieser Ver-
antwortliche ist verpflichtet, das Vorbringen der 
betroffenen Person an den Verantwortlichen, 
der die Daten gespeichert hat, weiterzuleiten. 
Die betroffene Person ist über die Weiterleitung 
und den Verantwortlichen, an den weitergeleitet 
wurde, zu unterrichten.

Kapitel 4 
Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter

Abschnitt 1 
Technik und Organisation; Auftragsverarbei-

tung
§ 26 

Technische und organisatorische Maßnahmen
(1)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 

haben unter Berücksichtigung unter anderem 
des Stands der Technik, der Implementierungs-
kosten, der Art, des Umfangs, der Umstände 
und der Zwecke der Verarbeitung sowie der 
unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeiten 
und Schwere der Risiken für die Rechte und Frei-
heiten natürlicher Personen geeignete technische 
und organisatorische Maßnahmen zu treffen, 
um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau 
zu gewährleisten und einen Nachweis hierüber 
führen zu können. Diese Maßnahmen schließen 
unter anderem ein:
a)	 die Pseudonymisierung, die Anonymisierung 

und die Verschlüsselung personenbezogener 
Daten;

b)	 die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, 
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Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme 
und Dienste im Zusammenhang mit der Ver-
arbeitung auf Dauer sicherzustellen;

c)	 die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personen-
bezogenen Daten und den Zugang zu ihnen bei 
einem physischen oder technischen Zwischen-
fall rasch wiederherzustellen;

d)	 ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, 
Bewertung und Evaluierung der Wirksamkeit 
der technischen und organisatorischen Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der 
Verarbeitung.

(2)	 Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzni-
veaus sind insbesondere die Risiken zu berück-
sichtigen, die mit der Verarbeitung verbunden 
sind, insbesondere durch – ob unbeabsichtigt 
oder unrechtmäßig – Vernichtung, Verlust, 
Veränderung, unbefugte Offenlegung von oder 
unbefugten Zugang zu personenbezogenen Da-
ten, die übermittelt, gespeichert oder auf andere 
Weise verarbeitet wurden.

(3)	 Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Auf-
wand in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
angestrebten Schutzzweck steht.

(4)	 Die Einhaltung eines nach dem EU-Recht zerti-
fizierten Verfahrens kann als Faktor herangezo-
gen werden, um die Erfüllung der Pflichten des 
Verantwortlichen gemäß Absatz 1 nachzuweisen.

(5)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbei-
ter unternehmen Schritte um sicherzustellen, 
dass ihnen unterstellte Personen, die Zugang zu 
personenbezogenen Daten haben, diese nur auf 
Anweisung des Verantwortlichen verarbeiten, es 
sei denn, sie sind nach kirchlichem oder staatli-
chem Recht zur Verarbeitung verpflichtet.

§ 27 
Technikgestaltung und Voreinstellungen

(1)	 Unter Berücksichtigung des Stands der Tech-
nik, der Implementierungskosten, der Art, des 
Umfangs, der Umstände und der Zwecke der 
Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Ein-
trittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit 
der Verarbeitung verbundenen Risiken für die 
Rechte und  Freiheiten natürlicher Personen trifft 
der Verantwortliche sowohl zum Zeitpunkt der 
Festlegung der Mittel für die Verarbeitung als 
auch zum Zeitpunkt der eigentlichen Verarbeitung 
technische und organisatorische Maßnahmen, die 
geeignet sind, die Datenschutzgrundsätze wirk-
sam umzusetzen und die notwendigen Garantien 
in die Verarbeitung aufzunehmen, um den An-
forderungen dieses Gesetzes zu genügen und die 
Rechte der betroffenen Personen zu schützen.

(2)	 Der Verantwortliche trifft technische und organi-
satorische Maßnahmen, die geeignet sind, durch 
Voreinstellung grundsätzlich nur personenbezo-
gene Daten, deren Verarbeitung für den jewei-
ligen bestimmten Verarbeitungszweck erforder-
lich ist, zu verarbeiten. Diese Verpflichtung gilt 
für die Menge der erhobenen personenbezogenen 
Daten, den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre 
Speicherfrist und ihre Zugänglichkeit. Solche 
Maßnahmen müssen insbesondere geeignet sein, 
dass personenbezogene Daten durch Voreinstel-
lungen nicht ohne Eingreifen der Person einer 
unbestimmten Zahl von natürlichen Personen 
zugänglich gemacht werden.

(3)	 Ein nach dem EU-Recht genehmigtes Zertifizie-
rungsverfahren kann als Faktor herangezogen 
werden, um die Erfüllung der in den Absätzen 1 
und 2 genannten Anforderungen nachzuweisen.

§ 28 
Gemeinsam Verantwortliche

(1)	 Legen mehrere Verantwortliche gemeinsam die 
Zwecke der und die Mittel zur Verarbeitung fest, 
so sind sie gemeinsam Verantwortliche. Sie legen 
in einer Vereinbarung in transparenter Form fest, 
wer von ihnen welche Verpflichtungen gemäß 
diesem Gesetz erfüllt, insbesondere wer den 
Informationspflichten gemäß den §§ 15 und 16 
nachkommt.

(2)	 Die Vereinbarung gemäß Absatz 1 enthält die 
jeweiligen tatsächlichen Funktionen und Be-
ziehungen der gemeinsam Verantwortlichen 
gegenüber der betroffenen Person. Über den we-
sentlichen die Verarbeitung personenbezogener 
Daten betreffenden Inhalt der Vereinbarung wird 
die betroffene Person informiert.

(3)	 Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung 
gemäß Absatz 1 kann die betroffene Person ihre 
Rechte im Rahmen dieses Gesetzes bei und ge-
genüber jedem einzelnen der Verantwortlichen 
geltend machen.

§ 29 
Verarbeitung personenbezogener Daten  

im Auftrag
(1)	 Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines 

Verantwortlichen, so arbeitet dieser nur mit Auf-
tragsverarbeitern, die hinreichend Garantien dafür 
bieten, dass geeignete technische und organisato-
rische Maßnahmen so durchgeführt werden, dass 
die Verarbeitung im Einklang mit den Anforde-
rungen dieses Gesetzes erfolgt und den Schutz der 
Rechte der betroffenen Person gewährleistet.

(2)	 Der Auftragsverarbeiter nimmt keinen weiteren 
Auftragsverarbeiter ohne vorherige gesonderte 
oder allgemeine schriftliche Genehmigung des 
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Verantwortlichen in Anspruch. Im Fall einer all-
gemeinen schriftlichen Genehmigung informiert 
der Auftragsverarbeiter den Verantwortlichen 
immer über jede beabsichtigte Änderung in 
Bezug auf die Hinzuziehung oder die Erset-
zung anderer Auftragsverarbeiter, wodurch der 
Verantwortliche die Möglichkeit erhält, gegen 
derartige Änderungen Einspruch zu erheben.

(3)	 Die Verarbeitung durch einen Auftragsverar-
beiter erfolgt auf der Grundlage eines Vertrags 
oder eines anderen Rechtsinstruments nach dem 
kirchlichen Recht, dem Recht der Europäischen 
Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten, der 
bzw. das den Auftragsverarbeiter in Bezug auf 
den Verantwortlichen bindet und in dem  
a)	 Gegenstand der Verarbeitung,
b)	 Dauer der Verarbeitung,
c)	 Art und Zweck der Verarbeitung,
d)	 die Art der personenbezogenen Daten,
e)	 die Kategorien betroffener Personen und
f)	 die Pflichten und Rechte des Verantwortlichen
festgelegt sind.

(4)	 Dieser Vertrag bzw. dieses andere Rechtsinstru-
ment sieht insbesondere vor, dass der Auftrags-
verarbeiter
a)	 die personenbezogenen Daten nur auf doku-

mentierte Weisung des Verantwortlichen –  
auch in Bezug auf die Übermittlung personen-
bezogener Daten an ein Drittland oder eine in-
ternationale Organisation – verarbeitet, sofern 
er nicht durch das kirchliche Recht, das Recht 
der Europäischen Union oder das Recht ihrer 
Mitgliedstaaten, dem der Auftragsverarbeiter 
unterliegt, hierzu verpflichtet ist; in einem 
solchen Fall teilt der Auftragsverarbeiter dem 
Verantwortlichen diese rechtlichen Anforde-
rungen vor der Verarbeitung mit, sofern das 
betreffende Recht eine solche Mitteilung nicht 
wegen eines wichtigen kirchlichen Interesses 
verbietet;

b)	 gewährleistet, dass sich die zur Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten befugten Per-
sonen zur Vertraulichkeit verpflichtet haben 
oder einer angemessenen gesetzlichen Ver-
schwiegenheitspflicht unterliegen;

c)	 alle gemäß § 26 erforderlichen Maßnahmen 
ergreift;

d)	 die in den Absätzen 2 und 5 genannten Bedin-
gungen für die Inanspruchnahme der Dienste 
eines weiteren Auftragsverarbeiters einhält;

e)	 angesichts der Art der Verarbeitung den Ver-

antwortlichen nach Möglichkeit mit geeigneten 
technischen und organisatorischen Maßnah-
men dabei unterstützt, seiner Pflicht zur Be-
antwortung von Anträgen auf Wahrnehmung 
der in den §§ 15 bis 25 genannten Rechte der 
betroffenen Person nachzukommen;

f)	 unter Berücksichtigung der Art der Verarbei-
tung und der ihm zur Verfügung stehenden 
Informationen den Verantwortlichen bei der 
Einhaltung der in den §§ 26, 33 bis 35 genann-
ten Pflichten unterstützt;

g)	 nach Abschluss der Erbringung der Verarbei-
tungsleistungen alle personenbezogenen Daten 
nach Wahl des Verantwortlichen entweder 
löscht oder zurückgibt, sofern nicht nach dem 
kirchlichen Recht oder dem Recht der Europä-
ischen Union oder dem Recht ihrer Mitglied-
staaten eine Verpflichtung zur Speicherung der 
personenbezogenen Daten besteht;

h)	 dem Verantwortlichen alle erforderlichen In-
formationen zum Nachweis der Einhaltung der 
in diesem Paragraphen niedergelegten Pflich-
ten zur Verfügung stellt und Überprüfungen 
– einschließlich Inspektionen –, die vom Ver-
antwortlichen oder einem anderen von diesem 
beauftragten Prüfer durchgeführt werden, 
ermöglicht und dazu beiträgt. Der Auftrags-
verarbeiter informiert den Verantwortlichen 
unverzüglich, falls er der Auffassung ist, dass 
eine Weisung gegen dieses Gesetz oder gegen 
andere kirchliche Datenschutzbestimmungen 
oder Datenschutzbestimmungen der Euro-
päischen Union oder ihrer Mitgliedstaaten 
verstößt.

(5)	 Nimmt der Auftragsverarbeiter die Dienste eines 
weiteren Auftragsverarbeiters in Anspruch, um 
bestimmte Verarbeitungstätigkeiten im Namen 
des Verantwortlichen auszuführen, so werden 
diesem weiteren Auftragsverarbeiter im Wege 
eines Vertrags oder eines anderen Rechtsinstru-
ments nach dem kirchlichen Recht oder dem 
Recht der Union oder dem Recht des betref-
fenden Mitgliedstaats der Europäischen Union 
dieselben Datenschutzpflichten auferlegt, die 
in dem Vertrag oder anderen Rechtsinstrument 
zwischen dem Verantwortlichen und dem Auf-
tragsverarbeiter gemäß den Absätzen 3 und 4 
festgelegt sind, wobei insbesondere hinreichende 
Garantien dafür geboten werden müssen, dass die 
geeigneten technischen und organisatorischen 
Maßnahmen so durchgeführt werden, dass die 
Verarbeitung entsprechend den Anforderungen 
dieses Gesetzes erfolgt. Kommt der weitere 
Auftragsverarbeiter seinen Datenschutzpflichten 
nicht nach, so haftet der erste Auftragsverarbeiter 
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gegenüber dem Verantwortlichen für die Einhal-
tung der Pflichten jenes anderen Auftragsverar-
beiters.

(6)	 Die Einhaltung nach europäischem Recht geneh-
migter Verhaltensregeln oder eines genehmigten 
Zertifizierungsverfahrens durch einen Auftrags-
verarbeiter kann als Faktor herangezogen werden, 
um hinreichende Garantien im Sinne der Absätze 
1 und 5 nachzuweisen.

(7)	 Unbeschadet eines individuellen Vertrags zwi-
schen dem Verantwortlichen und dem Auftrags-
verarbeiter kann der Vertrag oder das andere 
Rechtsinstrument im Sinne der Absätze 3, 4 und 
5 ganz oder teilweise auf den in den Absatz 8 
genannten Standardvertragsklauseln beruhen, 
auch wenn diese Bestandteil einer dem Verant-
wortlichen oder dem Auftragsverarbeiter erteilten 
Zertifizierung sind.

(8)	 Die Datenschutzaufsicht kann Standardvertrags-
klauseln zur Regelung der in den Absätzen 3 bis 
5 genannten Fragen festlegen.

(9)	 Der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument 
im Sinne der Absätze 3 bis 5 ist schriftlich abzu-
fassen, was auch in einem elektronischen Format 
erfolgen kann. Maßgebend sind die Formvor-
schriften der §§ 126 ff. BGB.

(10)	Ein Auftragsverarbeiter, der unter Verstoß ge-
gen dieses Gesetz die Zwecke und Mittel der 
Verarbeitung bestimmt, gilt in Bezug auf diese 
Verarbeitung als Verantwortlicher.

(11)	Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur in-
nerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums 
verarbeiten. Abweichend von Satz 1 ist die 
Verarbeitung in Drittstaaten zulässig, wenn ein 
Angemessenheitsbeschluss der Europäischen 
Kommission gemäß § 40 Absatz 1 vorliegt oder 
wenn die Datenschutzaufsicht selbst oder eine 
andere Datenschutzaufsicht festgestellt hat, 
dass dort ein angemessenes Datenschutzniveau 
besteht.

(12)	Die Absätze 1 bis 11 gelten entsprechend, wenn 
die Prüfung oder Wartung automatisierter Ver-
fahren oder von Datenverarbeitungsanlagen 
durch andere Stellen im Auftrag vorgenommen 
wird und dabei ein Zugriff auf personenbezogene 
Daten nicht ausgeschlossen werden kann.

§ 30 
Verarbeitung unter der Aufsicht des Verant-

wortlichen oder des Auftragsverarbeiters
Der Auftragsverarbeiter und jede dem Verantwort-
lichen oder dem Auftragsverarbeiter unterstellte 
Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten 

hat, dürfen diese Daten ausschließlich auf Weisung 
des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, dass 
sie nach kirchlichem Recht, dem Recht der Europä-
ischen Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten 
zur Verarbeitung verpflichtet sind.

Abschnitt 2 
Pflichten des Verantwortlichen

§ 31 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten

(1)	 Jeder Verantwortliche führt ein Verzeichnis aller 
Verarbeitungstätigkeiten, die seiner Zustän-
digkeit unterliegen. Dieses Verzeichnis hat die 
folgenden Angaben zu enthalten:
a)	 den Namen und die Kontaktdaten des Verant-

wortlichen und gegebenenfalls des gemeinsam 
mit ihm Verantwortlichen sowie des betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten, sofern ein 
solcher zu benennen ist;

b)	 die Zwecke der Verarbeitung;
c)	 eine Beschreibung der Kategorien betroffener 

Personen und der Kategorien personenbezo-
gener Daten;

d)	 gegebenenfalls die Verwendung von Profiling;
e)	 die Kategorien von Empfängern, gegenüber 

denen die personenbezogenen Daten offenge-
legt worden sind oder noch offengelegt werden, 
einschließlich Empfängern in Drittländern 
oder internationalen Organisationen;

f)	 gegebenenfalls Übermittlungen von personen-
bezogenen Daten an ein Drittland oder an eine 
internationale Organisation, einschließlich der 
Angabe des betreffenden Drittlands oder der 
betreffenden internationalen Organisation und 
der dort getroffenen geeigneten Garantien;

g)	 wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die 
Löschung der verschiedenen Datenkategorien;

h)	 wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung 
der technischen und organisatorischen Maß-
nahmen gemäß § 26 dieses Gesetzes.

(2)	 Jeder Auftragsverarbeiter ist vertraglich zu ver-
pflichten, ein Verzeichnis zu allen Kategorien 
von im Auftrag eines Verantwortlichen durchge-
führten Tätigkeiten der Verarbeitung zu führen, 
das folgende Angaben zu enthalten hat:
a)	 den Namen und die Kontaktdaten des Auf-

tragsverarbeiters oder der Auftragsverarbeiter 
und jedes Verantwortlichen, in dessen Auftrag 
der Auftragsverarbeiter tätig ist, sowie eines 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten, sofern 
ein solcher zu benennen ist;

b)	 die Kategorien von Verarbeitungen, die im 
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Auftrag jedes Verantwortlichen durchgeführt 
werden;

c)	 gegebenenfalls Übermittlungen von personen-
bezogenen Daten an ein Drittland oder an eine 
internationale Organisation, einschließlich der 
Angabe des betreffenden Drittlands oder der 
betreffenden internationalen Organisation und 
der dort getroffenen geeigneten Garantien;

d)	 wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung 
der technischen und organisatorischen Maß-
nahmen gemäß § 26 dieses Gesetzes.

(3)	 Das in den Absätzen 1 und 2 genannte Verzeich-
nis ist schriftlich zu führen, was auch in einem 
elektronischen Format erfolgen kann.

(4)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
stellen dem betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten und auf Anfrage der Datenschutzaufsicht das 
in den Absätzen 1 und 2 genannte Verzeichnis 
zur Verfügung.

(5)	 Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pflichten 
gelten für Unternehmen oder Einrichtungen, 
die 250 oder mehr Beschäftigte haben. Sie gilt 
darüber hinaus für Unternehmen oder Einrich-
tungen mit weniger als 250 Beschäftigten, wenn 
durch die Verarbeitung die Rechte und Freiheiten 
der betroffenen Personen gefährdet werden, die 
Verarbeitung nicht nur gelegentlich erfolgt oder 
die Verarbeitung besondere Datenkategorien 
gemäß § 11 bzw. personenbezogene Daten über 
strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten im 
Sinne des § 12 beinhaltet.

§ 32 
Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
arbeiten auf Anfrage der Datenschutzaufsicht mit 
dieser bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zusammen.

§ 33 
Meldung an die Datenschutzaufsicht

(1)	 Der Verantwortliche meldet der Datenschutzauf-
sicht unverzüglich die Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten, wenn diese Verlet-
zung eine Gefahr für die Rechte und Freiheiten 
natürlicher Personen darstellt. Erfolgt die Mel-
dung nicht binnen 72 Stunden, nachdem die Ver-
letzung des Schutzes personenbezogener Daten 
bekannt wurde, so ist ihr eine Begründung für 
die Verzögerung beizufügen.

(2)	 Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung 
des Schutzes personenbezogener Daten bekannt 
wird, meldet er diese unverzüglich dem Verant-
wortlichen.

(3)	 Die Meldung gemäß Absatz 1 enthält insbeson-

dere folgende Informationen:
a)	 eine Beschreibung der Art der Verletzung des 

Schutzes personenbezogener Daten, soweit 
möglich mit Angabe der Kategorien und der 
ungefähren Zahl der betroffenen Personen, 
der betroffenen Kategorien und der unge-
fähren Zahl der betroffenen personenbezo-
genen Datensätze;

b)	 den Namen und die Kontaktdaten des betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten oder einer 
sonstigen Anlaufstelle für weitere Informa-
tionen;

c)	 eine Beschreibung der möglichen Folgen der 
Verletzung des Schutzes personenbezogener 
Daten;

d)	 eine Beschreibung der von dem Verantwort-
lichen ergriffenen oder vorgeschlagenen 
Maßnahmen zur Behebung der Verletzung 
des Schutzes personenbezogener Daten und 
gegebenenfalls Maßnahmen zur Abmilderung 
ihrer möglichen nachteiligen Auswirkungen.

(4)	 Wenn und soweit die Informationen nach Absatz 
3 nicht zeitgleich bereitgestellt werden können, 
stellt der Verantwortliche diese Informationen 
ohne unangemessene weitere Verzögerung 
schrittweise zur Verfügung.

(5)	 Der Verantwortliche dokumentiert Verlet-
zungen des Schutzes personenbezogener Daten 
einschließlich aller damit im Zusammenhang 
stehenden Tatsachen, deren Auswirkungen und 
die ergriffenen Abhilfemaßnahmen. Diese Do-
kumentation muss der Datenschutzaufsicht die 
Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen 
der Absätze 1 bis 4 ermöglichen.

§ 34 
Benachrichtigung der betroffenen Person

(1)	 Hat die Verletzung des Schutzes personenbezo-
gener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko für 
die persönlichen Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen zur Folge, so benachrichtigt der Verant-
wortliche die betroffene Person unverzüglich von 
der Verletzung.

(2)	 Die in Absatz 1 genannte Benachrichtigung der  
betroffenen Person beschreibt in klarer und ein- 
facher Sprache die Art der Verletzung des Schut-
zes personenbezogener Daten und enthält zumin-
dest die in § 33 Absatz 3 lit. b), c) und d) genannten 
Informationen und Maßnahmen.

(3)	 Die Benachrichtigung der betroffenen Person ge- 
mäß Absatz 1  ist nicht erforderlich, wenn eine 
der folgenden Bedingungen erfüllt ist:
a)	 Der Verantwortliche hat geeignete technische 
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und organisatorische Maßnahmen getroffen 
und auf die von der Verletzung betroffenen 
personenbezogenen Daten angewandt, insbe-
sondere solche, durch die die personenbezo-
genen Daten für alle Personen, die nicht zum 
Zugang zu den personenbezogenen Daten 
befugt sind, unzugänglich gemacht werden, 
etwa durch Verschlüsselung;

b)	 der Verantwortliche hat durch nachträglich 
getroffene Maßnahmen sichergestellt, dass 
die Rechte und Freiheiten der betroffenen Per-
sonen gemäß Absatz 1 nicht mehr gefährdet 
sind;

c)	 die Benachrichtigung erfordert einen unver-
hältnismäßigen Aufwand. In diesem Fall hat 
ersatzweise eine öffentliche Bekanntmachung 
oder eine ähnliche Maßnahme zu erfolgen, 
durch die die betroffenen Personen vergleich-
bar wirksam informiert werden.

(4)	 Wenn der Verantwortliche die betroffene Person 
nicht bereits über die Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten benachrichtigt hat, 
kann die Datenschutzaufsicht unter Berück-
sichtigung der Wahrscheinlichkeit, mit der die 
Verletzung des Schutzes personenbezogener 
Daten zu einem hohen Risiko führt, von dem 
Verantwortlichen verlangen, dies nachzuholen, 
oder sie kann mit einem Beschluss feststellen, 
dass bestimmte der in Absatz 3 genannten Vo-
raussetzungen erfüllt sind.

§ 35 
Datenschutz-Folgenabschätzung und  

vorherige Konsultation
(1)	 Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei 

Verwendung neuer Technologien, aufgrund der 
Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwe-
cke der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes 
Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen zur Folge, so führt der Verantwort-
liche vorab eine Abschätzung der Folgen der 
vorgesehenen Verarbeitungsvorgänge für den 
Schutz personenbezogener Daten durch. Für die 
Untersuchung mehrerer ähnlicher Verarbeitungs-
vorgänge mit ähnlich hohen Risiken kann eine 
einzige Abschätzung vorgenommen werden.

(2)	 Der Verantwortliche holt bei der Durchführung 
einer Datenschutz-Folgenabschätzung den Rat 
des betrieblichen Datenschutzbeauftragten ein, 
sofern ein solcher benannt wurde. 

(3)	 Ist der Verantwortliche nach Anhörung des be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten der Ansicht, 
dass ohne Hinzuziehung der Datenschutzauf-
sicht eine Datenschutz-Folgenabschätzung nicht 
möglich ist, kann er der Datenschutzaufsicht den 

Sachverhalt zur Stellungnahme vorlegen.
(4)	 Eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Ab- 

satz 1 ist insbesondere in folgenden Fällen erfor-
derlich:
a)	 systematische und umfassende Bewertung 

persönlicher Aspekte natürlicher Personen, 
die sich auf automatisierte Verarbeitung ein-
schließlich Profiling gründet und die ihrerseits 
als Grundlage für Entscheidungen dient, die 
Rechtswirkung gegenüber natürlichen Per-
sonen entfalten oder diese in ähnlich erheb-
licher Weise beeinträchtigen;

b)	 umfangreiche Verarbeitung besonderer Kate-
gorien von personenbezogenen Daten oder von 
personenbezogenen Daten über strafrechtliche 
Verurteilungen und Straftaten gemäß § 12 oder

c)	 systematische umfangreiche Überwachung 
öffentlich zugänglicher Bereiche.

(5)	 Die Datenschutzaufsicht soll eine Liste der Verar-
beitungsvorgänge erstellen und veröffentlichen, 
für die eine Datenschutz-Folgenabschätzung ge-
mäß Absatz 1 durchzuführen ist. Sie kann ferner 
eine Liste der Arten von Verarbeitungsvorgän-
gen erstellen und veröffentlichen, für die keine 
Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich ist.

(6)	 Die Listen der Datenschutzaufsicht sollen sich 
an den Listen der Aufsichtsbehörden des Bundes 
und der Länder orientieren. Gegebenenfalls ist 
der Austausch mit staatlichen Aufsichtsbehörden 
zu suchen.

(7)	 Die Datenschutz-Folgenabschätzung umfasst 
insbesondere:
a)	 eine systematische Beschreibung der geplanten 

Verarbeitungsvorgänge und der Zwecke der 
Verarbeitung, gegebenenfalls einschließlich 
der von dem Verantwortlichen verfolgten be-
rechtigten Interessen;

b)	 eine Bewertung der Notwendigkeit und Ver-
hältnismäßigkeit der Verarbeitungsvorgänge 
in Bezug auf den Zweck;

c)	 eine Bewertung der Risiken für die Rechte 
und Freiheiten der betroffenen Personen ge-
mäß Absatz 1 und

d)	 die zur Bewältigung der Risiken geplanten 
Abhilfemaßnahmen, einschließlich Garan-
tien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfahren, 
durch die der Schutz personenbezogener 
Daten sichergestellt und der Nachweis dafür 
erbracht wird, dass dieses Gesetz eingehalten 
wird.

(8)	 Der Verantwortliche holt gegebenenfalls die Stel-
lungnahme der betroffenen Person zu der beab-
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sichtigten Verarbeitung unbeschadet des Schutzes 
gewerblicher oder kirchlicher Interessen oder der 
Sicherheit der Verarbeitungsvorgänge ein.

(9)	 Falls die Verarbeitung auf einer Rechtsgrundlage 
im kirchlichen Recht, dem der Verantwortliche 
unterliegt, beruht und falls diese Rechtsvor-
schriften den konkreten Verarbeitungsvorgang 
oder die konkreten Verarbeitungsvorgänge 
regeln und bereits im Rahmen der allgemeinen 
Folgenabschätzung im Zusammenhang mit dem 
Erlass dieser Rechtsgrundlage eine Datenschutz-
Folgenabschätzung erfolgte, gelten die Absätze 
1 bis 5 nicht.

(10)	Erforderlichenfalls führt der Verantwortliche eine 
Überprüfung durch, um zu bewerten, ob die Ver-
arbeitung gemäß der Datenschutz-Folgenabschät-
zung durchgeführt wird; dies gilt zumindest, wenn 
hinsichtlich des mit den Verarbeitungsvorgängen 
verbundenen Risikos Änderungen eingetreten 
sind.

(11)	Der Verantwortliche konsultiert vor der Verar-
beitung die Datenschutzaufsicht, wenn aus der 
Datenschutz-Folgenabschätzung hervorgeht, 
dass die Verarbeitung ein hohes Risiko zur Folge 
hat, sofern der Verantwortliche keine Maßnah-
men zur Eindämmung des Risikos trifft.

Abschnitt 3 
Betrieblicher Datenschutzbeauftragter

§ 36 
Benennung von betrieblichen  

Datenschutzbeauftragten
(1)	 Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 

lit. a) benennen schriftlich einen betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten. 

(2)	 Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. 
b) und c) benennen schriftlich einen betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten, wenn
a)	 sich bei ihnen in der Regel mindestens zehn 

Personen ständig mit der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten beschäftigen,

b)	 die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder 
des Auftragsverarbeiters in der Durchführung 
von Verarbeitungsvorgängen besteht, welche 
aufgrund ihrer Art, ihres Umfangs oder ihrer 
Zwecke eine umfangreiche regelmäßige und 
systematische Überwachung von betroffenen 
Personen erforderlich machen, oder 

c)	 die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder 
des Auftragsverarbeiters in der umfangreichen 
Verarbeitung besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten oder von personenbezogenen 
Daten über strafrechtliche Verurteilungen und 
Straftaten gemäß § 12 besteht.

(3)	 Für mehrere kirchliche Stellen im Sinne des § 
3 Absatz 1 kann unter Berücksichtigung ihrer 
Organisationsstruktur und ihrer Größe ein ge-
meinsamer betrieblicher Datenschutzbeauftrag-
ter benannt werden.

(4)	 Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter 
veröffentlicht die Kontaktdaten des betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten. Die Benennung von be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten nach Absatz 
1 ist der Datenschutzaufsicht anzuzeigen.

(5)	 Der betriebliche Datenschutzbeauftragte kann Be- 
schäftigter des Verantwortlichen oder des Auf-
tragsverarbeiters sein oder seine Aufgaben auf 
der Grundlage eines Dienstleistungsvertrags oder 
einer sonstigen Vereinbarung erfüllen. Ist der 
betriebliche Datenschutzbeauftragte Beschäftigter 
des Verantwortlichen, finden § 42 Absatz 1 Satz 
1 2. Halbsatz und § 42 Absatz 1 Satz 2 entspre-
chende Anwendung.

(6)	 Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf 
nur benannt werden, wer die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverläs-
sigkeit besitzt. 

(7)	 Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten soll 
derjenige nicht benannt werden, der mit der Lei-
tung der Datenverarbeitung beauftragt ist oder 
dem die Leitung der kirchlichen Stelle obliegt. 
Andere Aufgaben und Pflichten des Benannten 
dürfen im Übrigen nicht so umfangreich sein, 
dass der betriebliche Datenschutzbeauftragte 
seinen Aufgaben nach diesem Gesetz nicht um-
gehend nachkommen kann.

(8)	 Soweit keine Verpflichtung für die Benennung 
eines betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
besteht, hat der Verantwortliche oder der Auf-
tragsverarbeiter die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 38 in anderer Weise sicherzustellen.

§ 37 
Rechtsstellung des betrieblichen  

Datenschutzbeauftragten
(1)	 Der betriebliche Datenschutzbeauftragte ist dem 

Leiter der kirchlichen Stelle unmittelbar zu unter-
stellen. Er ist bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
auf dem Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. 
Er darf wegen der Erfüllung seiner Aufgaben nicht 
benachteiligt werden.

(2)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
stellen sicher, dass der betriebliche Datenschutz-
beauftragte ordnungsgemäß und frühzeitig in 
alle mit dem Schutz personenbezogener Daten 
zusammenhängenden Fragen eingebunden wird. 
Sie unterstützen den betrieblichen Datenschutz-
beauftragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben, 
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indem sie die für die Erfüllung dieser Aufgaben 
erforderlichen Mittel und den Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten und Verarbeitungsvorgän-
gen zur Verfügung stellen. Zur Erhaltung der 
zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 
Fachkunde haben der Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter dem betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten die Teilnahme an Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen in angemes-
senem Umfang zu ermöglichen und deren Kosten 
zu übernehmen. § 43 Absätze 9 und 10 gelten 
entsprechend. 

(3)	 Betroffene Personen können sich jederzeit und 
unmittelbar an den betrieblichen Datenschutz-
beauftragten wenden.

(4)	 Ist ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter 
benannt worden, so ist die Kündigung seines Ar-
beitsverhältnisses unzulässig, es sei denn, dass 
Tatsachen vorliegen, welche den Verantwortlichen 
oder den Auftragsverarbeiter zur Kündigung aus 
wichtigem Grund ohne Einhaltung der Kündi-
gungsfrist berechtigen. Nach der Abberufung 
als betrieblicher Datenschutzbeauftragter ist die 
Kündigung innerhalb eines Jahres nach der Be-
endigung der Bestellung unzulässig, es sei denn, 
dass der Verantwortliche oder der Auftragsverar-
beiter zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt ist.

(5)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
stellen sicher, dass die Wahrnehmung anderer 
Aufgaben und Pflichten durch den betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten nicht zu einem Interes-
senkonflikt führt.

§ 38 
Aufgaben des betrieblichen  
Datenschutzbeauftragten

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte wirkt auf die 
Einhaltung dieses Gesetzes und anderer Vorschriften 
über den Datenschutz hin. Zu diesem Zweck kann er 
sich in Zweifelsfällen an die Datenschutzaufsicht gem. 
§§ 42 ff. wenden. Er hat insbesondere
a)	 die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverar-

beitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbe-
zogene Daten verarbeitet werden sollen, zu über-
wachen; zu diesem Zweck ist er über Vorhaben der 
automatisierten Verarbeitung personenbezogener 
Daten rechtzeitig zu unterrichten,

b)	 den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbei-
ter zu unterrichten und zu beraten,

c)	 die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
tätigen Personen durch geeignete Maßnahmen mit 
den Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderer 
Vorschriften über den Datenschutz und mit den 

jeweiligen besonderen Erfordernissen des Daten-
schutzes vertraut zu machen,

d)	 auf Anfrage des Verantwortlichen oder des Auf-
tragsverarbeiters diesen bei der Durchführung 
einer Datenschutz-Folgenabschätzung zu beraten 
und bei der Überprüfung, ob die Verarbeitung ge-
mäß der Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgt, 
zu unterstützen und

e)	 mit der Datenschutzaufsicht zusammenzuarbeiten.

Kapitel 5 
Übermittlung personenbezogener Daten an  
und in Drittländer oder an internationale  

Organisationen
§ 39 

Allgemeine Grundsätze
Jede Übermittlung personenbezogener Daten, die be-
reits verarbeitet werden oder nach ihrer Übermittlung 
an ein Drittland oder an eine internationale Organisa-
tion verarbeitet werden sollen, ist nur zulässig, wenn 
der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
die in diesem Gesetz niedergelegten Bedingungen 
einhalten. Dies gilt auch für die etwaige Weiterüber-
mittlung personenbezogener Daten durch das betref-
fende Drittland oder die betreffende internationale 
Organisation.

§ 40 
Datenübermittlung auf der Grundlage eines 

Angemessenheitsbeschlusses oder bei geeigneten 
Garantien

(1)	 Eine Übermittlung personenbezogener Daten an 
oder in ein Drittland oder an eine internationale 
Organisation ist zulässig, wenn ein Angemes-
senheitsbeschluss der Europäischen Kommission 
vorliegt und dieser Beschluss wichtigen kirch-
lichen Interessen nicht entgegensteht. 

(2)	 Liegt ein Angemessenheitsbeschluss nach Absatz 
1 nicht vor, ist eine Übermittlung personenbezo-
gener Daten an oder in ein Drittland oder an eine 
internationale Organisation auch dann zulässig, 
wenn
a)	 in einem rechtsverbindlichen Instrument ge-

eignete Garantien für den Schutz personenbe-
zogener Daten vorgesehen sind oder

b)	 der Verantwortliche oder der Auftragsverar-
beiter nach Beurteilung aller Umstände, die 
bei der Übermittlung eine Rolle spielen, 
davon ausgehen kann, dass geeignete Garan-
tien zum Schutz personenbezogener Daten 
bestehen.

	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
haben die Übermittlung nach lit. a) und b) zu 
dokumentieren und die kirchliche Datenschutz-
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aufsicht über Übermittlungen nach lit. b) zu 
unterrichten.

§ 41 
Ausnahmen

Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach § 40 
Absatz 1 noch geeignete Garantien nach § 40 Absatz 
2 bestehen, ist eine Übermittlung personenbezogener 
Daten an oder in ein Drittland oder an eine interna-
tionale Organisation nur unter einer der folgenden 
Bedingungen zulässig:
(1)	 die betroffene Person hat in die Übermittlung 

eingewilligt;
(2)	 die Übermittlung ist für die Erfüllung eines Ver-

trages zwischen der betroffenen Person und dem 
Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter 
oder zur Durchführung von vorvertraglichen 
Maßnahmen auf Antrag der betroffenen Person 
erforderlich;

(3)	 die Übermittlung ist zum Abschluss oder zur 
Erfüllung eines im Interesse der betroffenen 
Person von dem Verantwortlichen oder dem 
Auftragsverarbeiter mit einer anderen natürlichen 
oder juristischen Person geschlossenen Vertrages 
verantwortlich;

(4)	 die Übermittlung ist aus wichtigen Gründen des 
öffentlichen oder kirchlichen Interesses notwen-
dig;

(5)	 die Übermittlung ist zur Geltendmachung, Aus-
übung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
erforderlich;

(6)	 die Übermittlung ist zum Schutz lebenswichtiger 
Interessen der betroffenen Person oder anderer 
Personen erforderlich, sofern die betroffene 
Person aus physischen oder rechtlichen Gründen 
außerstande ist, ihre Einwilligung zu geben.

Kapitel 6 
Datenschutzaufsicht

§ 42 
Bestellung des Diözesandatenschutzbeauftragten 

als Leiter der Datenschutzaufsicht
(1)	 Der Diözesanbischof bestellt für den Bereich 

seiner Diözese einen Diözesandatenschutzbe-
auftragten als Leiter der Datenschutzaufsicht; die 
Bestellung erfolgt für die Dauer von mindestens 
vier, höchstens acht Jahren und gilt bis zur Auf-
nahme der Amtsgeschäfte durch den Nachfolger. 
Die mehrmalige erneute Bestellung ist zulässig. 
Die Bestellung für mehrere Diözesen und/oder 
Ordensgemeinschaften ist zulässig.

(2)	 Zum Diözesandatenschutzbeauftragten darf nur 
bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuver-

lässigkeit besitzt. Er soll die Befähigung zum 
Richteramt gemäß dem Deutschen Richtergesetz 
haben und muss der Katholischen Kirche ange-
hören. Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist 
auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Pflichten 
und die Einhaltung des kirchlichen und des für 
die Kirchen verbindlichen staatlichen Rechts zu 
verpflichten.

(3)	 Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit 
widerrufen werden, wenn Gründe nach § 24 
Deutsches Richtergesetz vorliegen, die bei einem 
Richter auf Lebenszeit dessen Entlassung aus dem 
Dienst rechtfertigen, oder Gründe vorliegen, die 
nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes 
im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in 
der jeweils geltenden Fassung eine Kündigung 
rechtfertigen. Auf Antrag des Diözesandaten-
schutzbeauftragten nimmt der Diözesanbischof 
die Bestellung zurück.

§ 43 
Rechtsstellung des  

Diözesandatenschutzbeauftragten
(1)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist in Aus- 

übung seiner Tätigkeit an Weisungen nicht ge-
bunden und nur dem kirchlichen Recht und dem 
für die Kirchen verbindlichen staatlichen Recht 
unterworfen. Die Ausübung seiner Tätigkeit 
geschieht in organisatorischer und sachlicher 
Unabhängigkeit. Die Dienstaufsicht ist so zu 
regeln, dass dadurch die Unabhängigkeit nicht 
beeinträchtigt wird.

(2)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte übt sein 
Amt hauptamtlich aus. Er sieht von allen mit den 
Aufgaben seines Amtes nicht zu vereinbarenden 
Handlungen ab und übt während seiner Amtszeit 
keine andere mit seinem Amt nicht zu vereinba-
rende entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeit 
aus. Dem steht eine Bestellung als Diözesanda-
tenschutzbeauftragter für mehrere Diözesen und/
oder Ordensgemeinschaften nicht entgegen.

(3)	 Das der Bestellung zum Diözesandatenschutzbe-
auftragten zugrunde liegende Dienstverhältnis 
kann während der Amtszeit nur unter den Vor-
aussetzungen des § 42 Absatz 3 beendet werden. 
Dieser Kündigungsschutz wirkt für den Zeitraum 
von einem Jahr nach der Beendigung der Amts-
zeit entsprechend fort, soweit ein kirchliches 
Beschäftigungsverhältnis fortgeführt wird oder 
sich anschließt.

(4)	 Dem Diözesandatenschutzbeauftragten wird die 
für die Erfüllung seiner Aufgaben angemessene 
Personal- und Sachausstattung zur Verfügung 
gestellt, damit er seine Aufgaben und Befugnisse 
wahrnehmen kann. Er verfügt über einen eigenen 
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jährlichen Haushalt, der gesondert auszuweisen 
ist und veröffentlicht wird. Er unterliegt der 
Rechnungsprüfung durch die dafür von der Di-
özese bestimmte Stelle, soweit hierdurch seine 
Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird.

(5)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte wählt das 
notwendige Personal aus, das von einer kirch-
lichen Stelle, ggf. der Datenschutzaufsicht selbst, 
angestellt wird. Die von ihm ausgewählten und 
von der kirchlichen Stelle angestellten Mitarbei-
ter unterstehen der Dienst- und Fachaufsicht des 
Diözesandatenschutzbeauftragten und können 
nur mit seinem Einverständnis von der kirch-
lichen Stelle gekündigt, versetzt oder abgeordnet 
werden. Die Mitarbeiter sehen von allen mit den 
Aufgaben ihres Amtes nicht zu vereinbarenden 
Handlungen ab und üben während ihrer Amts-
zeit keine anderen mit ihrem Amt nicht zu ver-
einbarenden entgeltlichen oder unentgeltlichen 
Tätigkeiten aus. 

(6)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte kann Auf-
gaben der Personalverwaltung und Personalwirt-
schaft auf andere kirchliche Stellen übertragen 
oder sich deren Hilfe bedienen. Diesen dürfen 
personenbezogene Daten der Mitarbeiter übermit-
telt werden, soweit deren Kenntnis zur Erfüllung 
der übertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(7)	 Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienstbehör-
de im Sinne des § 96 Strafprozessordnung. Der 
Diözesandatenschutzbeauftragte trifft die Ent-
scheidung über Aussagegenehmigungen für sich 
und seinen Bereich in eigener Verantwortung. Die 
Datenschutzaufsicht ist oberste Aufsichtsbehörde 
im Sinne des § 99 Verwaltungsgerichtsordnung.

(8)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte benennt 
aus dem Kreis seiner Mitarbeiter einen Vertreter, 
der im Fall seiner Verhinderung die unaufschieb-
baren Entscheidungen trifft. 

(9)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte, sein Vertre- 
ter und seine Mitarbeiter sind auch nach Been-
digung ihrer Aufträge verpflichtet, über die ih-
nen in dieser Eigenschaft bekannt gewordenen 
Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 
Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen 
Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind 
oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung 
bedürfen.

(10)	Der Diözesandatenschutzbeauftragte, sein Vertre-
ter und seine Mitarbeiter dürfen, wenn ihr Auftrag 
beendet ist, über solche Angelegenheiten ohne 
Genehmigung des amtierenden Diözesandaten-
schutzbeauftragten weder vor Gericht noch außer-
gerichtlich Aussagen oder Erklärungen abgeben. 
Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, wird in 

der Regel erteilt. Unberührt bleibt die gesetzlich 
begründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen.

§ 44 
Aufgaben der Datenschutzaufsicht

(1)	 Die Datenschutzaufsicht wacht über die Ein-
haltung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie 
anderer Vorschriften über den Datenschutz.

(2)	 Die in § 3 Absatz 1 genannten kirchlichen Stellen 
sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit
a)	 den Anweisungen der Datenschutzaufsicht 

Folge zu leisten,
b)	 die Datenschutzaufsicht bei der Erfüllung 

ihrer Aufgaben zu unterstützen. Ihr ist da-
bei insbesondere Auskunft zu ihren Fragen 
sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten 
zu gewähren, die im Zusammenhang mit 
der Verarbeitung personenbezogener Daten 
stehen, namentlich in die gespeicherten Daten 
und in die Datenverarbeitungsprogramme, 
und während der Dienstzeit zum Zwecke von 
Prüfungen Zutritt zu allen Diensträumen, die 
der Verarbeitung und Aufbewahrung automa-
tisierter Dateien dienen, zu gewähren.

c)	 Untersuchungen in Form von Datenschutzü-
berprüfungen durch die Datenschutzaufsicht 
zuzulassen.

(3)	 Darüber hinaus hat die Datenschutzaufsicht im 
Rahmen ihres Zuständigkeitsbereichs insbeson-
dere folgende Aufgaben:
a)	 Die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschrif-

ten, Garantien und Rechte im Zusammenhang 
mit der Verarbeitung sensibilisieren und sie 
darüber aufklären. Besondere Beachtung 
finden dabei spezifische Maßnahmen für 
Minderjährige;

b)	 kirchliche Einrichtungen und Gremien über 
legislative und administrative Maßnahmen 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten natür-
licher Personen in Bezug auf die Verarbeitung 
beraten;

c)	 die Verantwortlichen und die Auftragsver-
arbeiter für die ihnen aus diesem Gesetz 
entstehenden Pflichten sensibilisieren;

d)	 auf Anfrage jeder betroffenen Person Infor-
mationen über die Ausübung ihrer Rechte 
aufgrund dieses Gesetzes zur Verfügung 
stellen und gegebenenfalls zu diesem Zweck 
mit den anderen Datenschutzaufsichten sowie 
staatlichen und sonstigen kirchlichen Auf-
sichtsbehörden zusammenarbeiten;

e)	 sich mit Beschwerden einer betroffenen Per-
son oder Beschwerden einer Stelle oder einer 
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Organisation befassen, den Gegenstand der 
Beschwerde in angemessenem Umfang unter-
suchen und den Beschwerdeführer innerhalb 
einer angemessenen Frist über den Fortgang 
und das Ergebnis der Untersuchung unter-
richten; zur Erleichterung der Einlegung von 
Beschwerden hält die Datenschutzaufsicht 
Musterformulare in digitaler und Papierform 
bereit. 

f)	 mit anderen Datenschutzaufsichten zusam-
menarbeiten, auch durch Informationsaus-
tausch, und ihnen Amtshilfe leisten, um die 
einheitliche Anwendung und Durchsetzung 
dieses Gesetzes zu gewährleisten;

g)	 Untersuchungen über die Anwendung dieses 
Gesetzes durchführen, auch auf der Grund-
lage von Informationen einer anderen Daten-
schutzaufsicht oder einer anderen Behörde;

h)	 maßgebliche Entwicklungen verfolgen, soweit 
sie sich auf den Schutz personenbezogener 
Daten auswirken, insbesondere die Entwick-
lung der Informations- und Kommunikations-
technologie und der Geschäftspraktiken;

i)	 gegebenenfalls eine Liste der Verarbeitungs-
arten erstellen und führen, für die gemäß § 35 
entweder keine oder für die eine Datenschutz-
Folgenabschätzung durchzuführen ist;

j)	 Beratung in Bezug auf die in § 35 genannten 
Verarbeitungsvorgänge leisten;

k)	 interne Verzeichnisse über Verstöße gegen 
dieses Gesetz und die im Zusammenhang mit 
diesen Verstößen ergriffenen Maßnahmen 
führen und

l)	 jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang 
mit dem Schutz personenbezogener Daten 
erfüllen.

(4)	 Die Datenschutzaufsicht kann Empfehlungen 
zur Verbesserung des Datenschutzes geben. Sie 
kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Muster für 
Standardvertragsklauseln zur Verfügung stellen.

(5)	 Die Tätigkeit der Datenschutzaufsicht ist für die 
betroffene Person unentgeltlich. Bei offensicht-
lich unbegründeten Anträgen kann jedoch die 
Datenschutzaufsicht ihre weitere Tätigkeit auf 
einen neuerlichen Antrag der betroffenen Person 
hin davon abhängig machen, dass eine ange-
messene Gebühr für den Verwaltungsaufwand 
entrichtet wird.

(6)	 Die Datenschutzaufsicht erstellt jährlich einen 
Tätigkeitsbericht, der dem Bischof vorgelegt und 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. Der 
Tätigkeitsbericht soll auch eine Darstellung der 
wesentlichen Entwicklungen des Datenschutzes 

im nichtkirchlichen Bereich enthalten.
§ 45 

Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei über- 
und mehrdiözesanen Rechtsträgern

(1)	 Handelt es sich bei dem Rechtsträger einer kirch-
lichen Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 um einen 
über- oder mehrdiözesanen kirchlichen Rechts-
träger, so gilt das Gesetz über den kirchlichen 
Datenschutz der Diözese und ist die Datenschutz-
aufsicht der Diözese zuständig, in der der Rechts-
träger der kirchlichen Stelle seinen Sitz hat. Bei 
Abgrenzungsfragen gegenüber dem Bereich der 
Ordensgemeinschaften erfolgt eine Abstimmung 
zwischen dem Diözesandatenschutzbeauftragten 
und dem Ordensdatenschutzbeauftragten.

(2)	 Verfügt der über- oder mehrdiözesane kirchliche 
Rechtsträger im Sinne des § 3 Absatz 1 über eine 
oder mehrere rechtlich unselbständige Einrich-
tungen, die in einer anderen Diözese als der Diöze-
se ihren Sitz haben, in der der Rechtsträger seinen 
Sitz hat, so gilt das Gesetz über den kirchlichen 
Datenschutz der Diözese, in der der Rechtsträger 
seinen Sitz hat.

§ 46 
Zusammenarbeit mit anderen  

Datenschutzaufsichten
Um zu einer möglichst einheitlichen Anwendung der 
Datenschutzbestimmungen beizutragen, wirkt die 
Datenschutzaufsicht auf eine Zusammenarbeit mit den 
anderen Datenschutzaufsichten sowie den staatlichen 
und den sonstigen kirchlichen Aufsichtsbehörden hin.

§ 47 
Beanstandungen durch die Datenschutzaufsicht

(1)	 Stellt die Datenschutzaufsicht Verstöße gegen 
Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere 
Datenschutzbestimmungen oder sonstige Mängel 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
fest, so macht sie diese aktenkundig und bean-
standet sie durch Bescheid unter Setzung einer 
angemessenen Frist zur Behebung gegenüber 
dem Verantwortlichen.

(2)	 Hat die Datenschutzaufsicht die Feststellung 
getroffen, dass eine Datenschutzverletzung 
objektiv vorliegt, kann der betroffenen Person 
im Verfahren vor den staatlichen Zivilgerichten 
über den Schadensersatz das Fehlen einer solchen 
nicht entgegengehalten werden.

(3)	 Wird die Beanstandung nicht fristgerecht beho-
ben, so verständigt die Datenschutzaufsicht die 
für die kirchliche Stelle zuständige Aufsicht und 
fordert sie zu einer Stellungnahme gegenüber 
der Datenschutzaufsicht auf. Diese Stellungnah-
me soll auch eine Darstellung der Maßnahmen 
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enthalten, die aufgrund der Beanstandungen der 
Datenschutzaufsicht getroffen worden sind.

(4)	 Die Datenschutzaufsicht kann von einer Bean-
standung absehen oder auf eine Stellungnahme 
der die Aufsicht führenden Stelle verzichten, 
wenn es sich um unerhebliche Mängel handelt, 
deren Behebung mittlerweile erfolgt ist. Die 
Datenschutzaufsicht kann außerdem auf eine 
Stellungnahme der die Aufsicht führenden Stelle 
verzichten, wenn eine sofortige Entscheidung 
wegen Gefahr im Verzug oder im kirchlichen 
Interesse notwendig erscheint.

(5)	 Der Bescheid gemäß Absatz 1 kann Anord-
nungen enthalten, um einen rechtmäßigen Zu-
stand wiederherzustellen oder Gefahren für per-
sonenbezogene Daten abzuwehren. Insbesondere 
ist die Datenschutzaufsicht befugt anzuordnen:
a)	 Verarbeitungsvorgänge auf bestimmte Weise 

und innerhalb einer von der Datenschutz-
aufsicht zu bestimmenden Frist mit diesem 
Gesetz in Einklang zu bringen,

b)	 die von einer Verletzung des Schutzes perso-
nenbezogener Daten betroffene Person entspre-
chend zu benachrichtigen,

c)	 eine vorübergehende oder endgültige Be-
schränkung sowie ein Verbot der Verarbeitung,

d)	 personenbezogene Daten zu berichtigen oder 
zu löschen oder deren Verarbeitung zu be-
schränken und die Empfänger dieser Daten 
entsprechend zu benachrichtigen,

e)	 die Aussetzung der Übermittlung von Daten 
an einen Empfänger in einem Drittland oder 
an eine internationale Organisation,

f)	 den Anträgen der betroffenen Person auf 
Ausübung der ihr nach diesem Gesetz zuste-
henden Rechte zu entsprechen.

	 Der Verantwortliche hat diese Anordnungen 
binnen der genannten Frist – falls eine solche 
nicht bezeichnet ist, unverzüglich – umzusetzen.

(6)	 Die Datenschutzaufsicht ist befugt, zusätzlich zu 
oder anstelle von den in Absatz 5 genannten Maß-
nahmen eine Geldbuße zu verhängen. Näheres 
regelt § 51.

(7)	 Mit der Beanstandung kann die Datenschutzauf-
sicht Vorschläge zur Beseitigung der Mängel und 
zur sonstigen Verbesserung des Datenschutzes 
verbinden.

(8)	 Bevor eine Beanstandung, insbesondere in 
Verbindung mit der Anordnung von Maßnah-
men nach Absätzen 5 oder 6 erfolgt, ist dem 
Verantwortlichen innerhalb einer angemessenen 
Frist Gelegenheit zu geben, sich zu den für die 

Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. 
Von der Anhörung kann abgesehen werden, 
wenn sie nach den Umständen des Einzelfalls 
nicht geboten, insbesondere wenn eine sofortige 
Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im 
kirchlichen Interesse notwendig erscheint.

Kapitel 7 
Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf,  

Haftung und Sanktionen
§ 48 

Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht
(1)	 Jede betroffene Person hat unbeschadet eines 

anderweitigen Rechtsbehelfs das Recht auf Be-
schwerde bei der Datenschutzaufsicht, wenn sie 
der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie 
betreffenden personenbezogenen Daten gegen 
Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere 
Datenschutzvorschriften verstößt. Die Einhaltung 
des Dienstwegs ist dabei nicht erforderlich.

(2)	 Auf ein solches Vorbringen hin prüft die Daten-
schutzaufsicht den Sachverhalt. Sie fordert den 
Verantwortlichen, den Empfänger und/  oder 
den Dritten zur Stellungnahme auf, soweit der 
Inhalt des Vorbringens den Tatbestand einer 
Datenschutzverletzung erfüllt.

(3)	 Niemand darf gemaßregelt oder benachteiligt 
werden, weil er sich im Sinne des Absatz 1 an 
die Datenschutzaufsicht gewendet hat.

(4)	 Die Datenschutzaufsicht unterrichtet den Be-
schwerdeführer über den Stand und die Ergeb-
nisse der Beschwerde einschließlich der Mög-
lichkeit eines gerichtlichen Rechtsbehelfs nach 
§ 49.

§ 49 
Gerichtlicher Rechtsbehelf gegen eine  
Entscheidung der Datenschutzaufsicht  

oder gegen den Verantwortlichen  
oder den Auftragsverarbeiter

(1)	 Jede natürliche oder juristische Person hat un-
beschadet des Rechts auf Beschwerde bei der 
Datenschutzaufsicht (§ 48) das Recht auf einen 
gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen sie betref-
fenden Bescheid der Datenschutzaufsicht. Dies 
gilt auch dann, wenn sich die Datenschutzaufsicht 
nicht mit einer Beschwerde nach § 48 befasst oder 
die betroffene Person nicht innerhalb von drei 
Monaten über den Stand oder das Ergebnis der 
erhobenen Beschwerde gemäß § 48 in Kenntnis 
gesetzt hat.

(2)	 Jede betroffene Person hat unbeschadet eines 
Rechts auf Beschwerde bei der Datenschutzauf-
sicht (§ 48) das Recht auf einen gerichtlichen 
Rechtsbehelf, wenn sie der Ansicht ist, dass die 
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ihr aufgrund dieses Gesetzes zustehenden Rechte 
infolge einer nicht im Einklang mit diesem Ge-
setz stehenden Verarbeitung ihrer personenbe-
zogenen Daten verletzt wurden.

(3)	 Für gerichtliche Rechtsbehelfe gegen eine Ent-
scheidung der Datenschutzaufsicht oder einen 
Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter 
ist das kirchliche Gericht in Datenschutzangele-
genheiten zuständig.

§ 50 
Haftung und Schadenersatz

(1)	 Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen 
dieses Gesetz ein materieller oder immateriel-
ler Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf 
Schadenersatz gegen die kirchliche Stelle als 
Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter. 

(2)	 Ein Auftragsverarbeiter haftet für den durch eine 
Verarbeitung verursachten Schaden nur dann, 
wenn er seinen speziell den Auftragsverarbeitern 
auferlegten Pflichten aus diesem Gesetz nicht 
nachgekommen ist oder unter Nichtbeachtung 
der rechtmäßig erteilten Anweisungen des für 
die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder 
gegen diese Anweisungen gehandelt hat.

(3)	 Ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter 
ist von der Haftung gemäß Absatz 1 befreit, wenn 
er nachweist, dass er in keinerlei Hinsicht für den 
Umstand, durch den der Schaden eingetreten ist, 
verantwortlich ist.

(4)	 Wegen eines Schadens, der nicht Vermögens-
schaden ist, kann die betroffene Person eine 
angemessene Entschädigung in Geld verlangen.

(5)	 Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung 
personenbezogener Daten nicht ermitteln, welche 
von mehreren beteiligten kirchlichen Stellen 
als Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter 
den Schaden verursacht hat, so haftet jede als 
Verantwortlicher für den gesamten Schaden.

(6)	 Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuld-
ner im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches.

(7)	 Hat bei der Entstehung des Schadens ein Ver-
schulden der betroffenen Person mitgewirkt, ist  
§ 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entspre-
chend anzuwenden.

(8)	 Auf die Verjährung finden die für unerlaubte 
Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende 
Anwendung.

§ 51 
Geldbußen

(1)	 Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftrags-
verarbeiter vorsätzlich oder fahrlässig gegen 

Bestimmungen dieses Gesetzes, so kann die 
Datenschutzaufsicht eine Geldbuße verhängen.

(2)	 Die Datenschutzaufsicht stellt sicher, dass die 
Verhängung von Geldbußen gemäß diesem Pa-
ragraphen für Verstöße gegen dieses Gesetz in 
jedem Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend ist.

(3)	 Geldbußen werden je nach den Umständen des 
Einzelfalls verhängt. Bei der Entscheidung über 
die Verhängung einer Geldbuße und über deren 
Betrag wird in jedem Einzelfall Folgendes ge-
bührend berücksichtigt:
a)	 Art, Schwere und Dauer des Verstoßes unter 

Berücksichtigung der Art, des Umfangs oder 
des Zwecks der betreffenden Verarbeitung 
sowie der Zahl der von der Verarbeitung 
betroffenen Personen und des Ausmaßes des 
von ihnen erlittenen Schadens;

b)	 Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Ver-
stoßes;

c)	 jegliche von dem Verantwortlichen oder dem 
Auftragsverarbeiter getroffenen Maßnahmen 
zur Minderung des den betroffenen Personen 
entstandenen Schadens;

d)	 Grad der Verantwortung des Verantwort-
lichen oder des Auftragsverarbeiters unter 
Berücksichtigung der von ihnen gemäß § 26 
getroffenen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen;

e)	 etwaige einschlägige frühere Verstöße des Ver-
antwortlichen oder des Auftragsverarbeiters;

f)	 Umfang der Zusammenarbeit mit der Daten-
schutzaufsicht, um dem Verstoß abzuhelfen 
und seine möglichen nachteiligen Auswir-
kungen zu mindern;

g)	 Kategorien personenbezogener Daten, die von 
dem Verstoß betroffen sind;

h)	 Art und Weise, wie der Verstoß der Daten-
schutzaufsicht bekannt wurde, insbesondere 
ob und gegebenenfalls in welchem Umfang 
der Verantwortliche oder der Auftragsverar-
beiter den Verstoß mitgeteilt hat;

i)	 Einhaltung der früher gegen den für den 
betreffenden Verantwortlichen oder Auftrags-
verarbeiter in Bezug auf denselben Gegenstand 
angeordneten Maßnahmen (§ 47 Absatz 5), 
wenn solche Maßnahmen angeordnet wurden;

j)	 jegliche anderen erschwerenden oder mil-
dernden Umstände im jeweiligen Fall, wie 
unmittelbar oder mittelbar durch den Verstoß 
erlangte finanzielle Vorteile oder vermiedene 
Verluste.
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(4)	 Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftrags-
verarbeiter bei gleichen oder miteinander verbun-
denen Verarbeitungsvorgängen vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen mehrere Bestimmungen dieses 
Gesetzes, so übersteigt der Gesamtbetrag der 
Geldbuße nicht den Betrag für den schwerwie-
gendsten Verstoß.

(5)	 Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 3 
Geldbußen von bis zu 500.000 EUR verhängt.

(6)	 Gegen kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 
1, soweit sie im weltlichen Rechtskreis öffentlich-
rechtlich verfasst sind, werden keine Geldbußen 
verhängt; dies gilt nicht, soweit sie als Unterneh-
men am Wettbewerb teilnehmen.

(7)	 Die Datenschutzaufsicht leitet einen Vorgang, in 
welchem sie einen objektiven Verstoß gegen die-
ses Gesetz festgestellt hat, einschließlich der von 
ihr verhängten Höhe der Geldbuße an die nach 
staatlichem Recht zuständige Vollstreckungs-
behörde weiter. Unbeschadet ihrer jeweiligen 
Rechtsform ist die Datenschutzaufsicht Inhaber 
der Bußgeldforderung und mithin Vollstre-
ckungsgläubiger. Die nach staatlichem Recht 
zuständige Vollstreckungsbehörde ist an die 
Feststellung der Datenschutzaufsicht hinsichtlich 
des Verstoßes und an die von dieser festgesetz-
ten Höhe der Geldbuße gebunden. Sofern das 
staatliche Recht die Zuständigkeit einer solchen 
Vollstreckungsbehörde nicht vorsieht, erfolgt die 
Vollstreckung auf dem Zivilrechtsweg.

Kapitel 8 
Vorschriften für besondere  
Verarbeitungssituationen

§ 52 
Videoüberwachung

(1)	 Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume 
mit optisch-elektronischen Einrichtungen (Video- 
überwachung) ist nur zulässig, soweit sie
a)	 zur Aufgabenerfüllung oder zur Wahrneh-

mung des Hausrechts oder
b)	 zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für 

konkret festgelegte Zwecke
	 erforderlich ist und keine Anhaltspunkte beste-

hen, dass schutzwürdige Interessen der betrof-
fenen Person überwiegen.

(2)	 Der Umstand der Beobachtung und der Ver-
antwortliche sind durch geeignete Maßnahmen 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar zu 
machen.

(3)	 Die Speicherung oder Verwendung von nach Ab- 
satz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie 
zum Erreichen des verfolgten Zwecks erforder-

lich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 
überwiegen.

(4)	 Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten 
einer bestimmten Person zugeordnet, ist diese 
über eine Verarbeitung gemäß §§ 15 und 16 zu 
benachrichtigen.

(5)	 Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn 
sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erfor-
derlich sind oder schutzwürdige Interessen der 
betroffenen Person einer weiteren Speicherung 
entgegenstehen.

§ 53 
Datenverarbeitung für Zwecke  

des Beschäftigungsverhältnisses
(1)	 Personenbezogene Daten eines Beschäftigten 

einschließlich der Daten über die Religionszu-
gehörigkeit, die religiöse Überzeugung und die 
Erfüllung von Loyalitätsobliegenheiten dürfen 
für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses ver-
arbeitet werden, wenn dies für die Entscheidung 
über die Begründung eines Beschäftigungsver-
hältnisses oder nach Begründung des Beschäf-
tigungsverhältnisses für dessen Durchführung 
oder Beendigung erforderlich ist.

(2)	 Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personen-
bezogene Daten eines Beschäftigten dann ver-
arbeitet werden, wenn zu dokumentierende tat- 
sächliche Anhaltspunkte den Verdacht begrün-
den, dass die betroffene Person im Beschäfti-
gungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die 
Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist und 
das schutzwürdige Interesse des Beschäftigten an 
dem Ausschluss der Verarbeitung nicht überwiegt, 
insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick auf 
den Anlass nicht unverhältnismäßig sind oder eine 
Rechtsvorschrift dies vorsieht.

(3)	 Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn personen-
bezogene Daten verarbeitet werden, ohne dass sie 
automatisiert verarbeitet oder in oder aus einer 
nicht automatisierten Datei verarbeitet oder für 
die Verarbeitung in einer solchen Datei erhoben 
werden.

(4)	 Die Beteiligungsrechte nach der jeweils geltenden 
Mitarbeitervertretungsordnung bleiben unberührt.

§ 54 
Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder 

historischen Forschungszwecken oder  
zu statistischen Zwecken

(1)	 Für Zwecke der wissenschaftlichen oder histo-
rischen Forschung oder der Statistik erhobene oder 
gespeicherte personenbezogene Daten dürfen nur 
für diese Zwecke verarbeitet werden.
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(2)	 Die Offenlegung personenbezogener Daten an 
andere als kirchliche Stellen für Zwecke der 
wissenschaftlichen oder historischen Forschung 
oder der Statistik ist nur zulässig, wenn diese 
sich verpflichten, die übermittelten Daten nicht 
für andere Zwecke zu verarbeiten und die Vor-
schriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. Der 
kirchliche Auftrag darf durch die Offenlegung 
nicht gefährdet werden.

(3)	 Die personenbezogenen Daten sind zu anonymi-
sieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder 
Statistikzweck möglich ist. Bis dahin sind die 
Merkmale gesondert zu speichern, mit denen 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer bestimmten oder bestimm-
baren Person zugeordnet werden können. Sie 
dürfen mit den Einzelangaben nur zusammen-
geführt werden, soweit der Forschungs- oder 
Statistikzweck dies erfordert.

(4)	 Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, 
die zum Zwecke wissenschaftlicher oder histo-
rischer Forschung oder der Statistik übermittelt 
wurden, ist nur mit Zustimmung der übermitteln-
den kirchlichen Stelle zulässig. Die Zustimmung 
kann erteilt werden, wenn
a)	 die betroffene Person eingewilligt hat oder
b)	 dies für die Darstellung von Forschungser-

gebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte 
unerlässlich ist, es sei denn, dass Grund zu 
der Annahme besteht, dass durch die Veröf-
fentlichung der Auftrag der Kirche gefährdet 
würde oder schutzwürdige Interessen der 
betroffenen Person überwiegen.

§ 55 
Datenverarbeitung durch die Medien

(1)	 Soweit personenbezogene Daten von kirchlichen 
Stellen ausschließlich zu eigenen journalistisch-
redaktionellen oder literarischen Zwecken 
verarbeitet werden, gelten von den Vorschriften 
dieses Gesetzes nur die §§ 5, 26 und 50. Soweit 
personenbezogene Daten zur Herausgabe von 
Adressen-, Telefon- oder vergleichbaren Ver-
zeichnissen verarbeitet werden, gilt Satz 1 nur, 
wenn mit der Herausgabe zugleich eine journa-
listisch-redaktionelle oder literarische Tätigkeit 
verbunden ist.

(2)	 Führt die journalistisch-redaktionelle Verarbei-
tung personenbezogener Daten zur Veröffentli-
chung von Gegendarstellungen der betroffenen 
Person, so sind diese Gegendarstellungen zu den 
gespeicherten Daten zu nehmen und für dieselbe 
Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst.

(3)	 Wird jemand durch eine Berichterstattung in sei- 
nem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann  

er Auskunft über die der Berichterstattung zu- 
grunde liegenden, zu seiner Person gespeicher-
ten Daten verlangen. Die Auskunft kann ver-
weigert werden, soweit aus den Daten auf die 
berichtenden oder einsendenden Personen oder 
die Gewährsleute von Beiträgen, Unterlagen 
und Mitteilungen für den redaktionellen Teil 
geschlossen werden kann. Die betroffene Per-
son kann die Berichtigung unrichtiger Daten 
verlangen.

Kapitel 9 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 56 
Ermächtigungen

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Regelungen trifft der Generalvikar. Er legt insbeson-
dere fest:
a)	 den Inhalt eines Musters der schriftlichen Ver-

pflichtungserklärung gemäß § 5 Satz 2 und
b)	 die technischen und organisatorischen Maßnah-

men gemäß § 26.
§ 57 

Übergangsbestimmungen
(1)	 Die bisherige Bestellung des Diözesandaten-

schutzbeauftragten, dessen Amtszeit noch nicht 
abgelaufen ist, bleibt unberührt, soweit hierbei 
die Regelungen der §§ 42 ff. Beachtung finden. 
Entsprechendes gilt für den bestellten Vertreter 
des Diözesandatenschutzbeauftragten.

(2)	 Bisherige Bestellungen der betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten, deren Amtszeiten noch 
nicht abgelaufen sind, bleiben unberührt, soweit 
hierbei die Regelungen der §§ 36 ff. Beachtung 
finden.

(3)	 Vereinbarungen über die Erhebung, Verarbei-
tung oder Nutzung personenbezogener Daten 
im Auftrag nach § 8 der Anordnung über den 
Kirchlichen Datenschutz (KDO) in der bisher 
geltenden Fassung gelten fort. Sie sind bis zum 
31.12.2019 an dieses Gesetz anzupassen.

(4)	 Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten ge-
mäß § 31 sind bis zum 30.06.2019 zu erstellen.

(5)	 Die nach § 22 der Anordnung über den kirch-
lichen Datenschutz (KDO) erlassene Verord-
nung zur Durchführung der Anordnung über 
den Kirchlichen Datenschutz (KDO-DVO) 
im Erzbistum Hamburg vom 5.  Oktober 2015 
(Kirchliches Amtsblatt Erzbistum Hamburg, 21. 
Jg., Nr. 10, Art. 127, S. 145 ff., vom 20. Oktober 
2015) sowie alle weiteren datenschutzrechtlichen 
Regelungen bleiben, soweit sie den Regelungen 
dieses Gesetzes nicht entgegenstehen, bis zu ei-
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ner Neuregelung, längstens bis zum 30.06.2019, 
in Kraft.

§ 58 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Überprüfung

(1)	 Dieses Gesetz tritt am 24. Mai 2018 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Anordnung über den kirch-
lichen Datenschutz (KDO) im Erzbistum Ham-
burg vom 7. März 2014 (Kirchliches Amtsblatt 
Erzbistum Hamburg, 20. Jg., Nr. 3, Art. 36, S. 45 
ff., v. 18. März 2014) außer Kraft.

(2)	 Dieses Gesetz soll innerhalb von drei Jahren ab 
Inkrafttreten überprüft werden.

H a m b u r g,  22. Dezember 2017
L.S.  † Dr. Stefan Heße 

Erzbischof von Hamburg

Art.: 4

Gesetz zur Änderung der Mitarbeiter- 
vertretungsordnung (MAVO)  
für das Erzbistum Hamburg

Vom 12. Januar 2018
Artikel 1 

Änderung der Mitarbeitervertretungsordnung 
(MAVO) für das Erzbistum Hamburg

Hiermit wird die Mitarbeitervertretungsordnung 
(MAVO) für das Erzbistum Hamburg vom 1. Sep-
tember 2011 (Kirchliches Amtsblatt, Erzbistum Ham-
burg, 17. Jg., Nr. 9, Art. 87, S. 105, v. 15. September 
2011 i.V.m. der Beilage zum Kirchlichen Amtsblatt, 
Erzbistum Hamburg, 17. Jg., Nr. 9, S. 1 ff, vom 15. 
September 2011), geändert am 6. November 2017 
(Kirchliches Amtsblatt, Erzbistum Hamburg, 23. Jg., 
Nr. 10, Art. 142, S. 181 ff, v. 17. November 2017) wie 
folgt geändert:
1. Änderung der Präambel
In Satz 7 wird nach dem Wort „Arbeitsverhältnisse“ 
die Abkürzung „(GrO)“ eingefügt.
2. Änderung von § 1
In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Arbeitsver-
hältnisse“ die Abkürzung „(GrO)“ eingefügt.
3. Änderung von § 14
In Absatz 6 Satz 3 wird das Wort „Dienststelle“ durch 
das Wort „Einrichtung“ ersetzt.
4. Änderung von § 16
Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 ange-
fügt:

„(3) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung(en) im 
Wirtschaftsausschuss erhalten während ihrer Amtszeit 
für Schulungsmaßnahmen im Hinblick auf ihre Tätig-
keit im Wirtschaftsausschuss auf Antrag zusätzlich 
eine Arbeitsbefreiung von einer Woche.“
5. Änderung von § 19
In Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort „Arbeitsver-
hältnisse“ die Abkürzung „(GrO)“ eingefügt.
6. Änderung von § 21
In Absatz 1 Satz 3 wird vor dem Wort „Teilnehmern“ 
das Wort „den“ eingefügt.
7. Änderung von § 22a
In Absatz 2 werden die Wörter „§ 13 c Ziffer 4“ durch 
die Wörter „§ 13 c Ziffer 3, 1. Alternative“ ersetzt.
8. Änderung von § 34
a) 	In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Einstel-

lungen“ die Wörter „und Anstellungen“ eingefügt.
b)	 In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Einstellungs-

verfahren“ durch die Wörter „Einstellungs- und 
Anstellungsverfahren“ ersetzt.

9. Änderung von § 36
a)	 In der Überschrift von § 36 wird das Wort „Dienst-

stelle“ durch das Wort „Einrichtung“ ersetzt.
b)	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Dienststelle“ 

durch das Wort „Einrichtung“ ersetzt.
10. Änderung von § 52
a)	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Sozialgesetz-

buch“ durch die Abkürzung „SGB“ ersetzt.
b)	 In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Dienststelle“ 

durch das Wort „Einrichtung“ ersetzt.
Artikel 2 

Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt zum 1. Februar 2018 in Kraft.
H a m b u r g, 12. Januar 2018

L.S.  † Dr. Stefan Heße 
Erzbischof von Hamburg

Art.: 5

Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des DCV 
vom 12. Oktober 2017 (Rettungsdienst)

Für das Erzbistum Hamburg wird hiermit der folgende 
Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
vom 12. Oktober 2017 in Kraft gesetzt:
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Neue Anlage 2e zu den AVR
Vergütungsgruppen für Mitarbeiter im Rettungs-
dienst/ Krankentransport

Die Bundeskommission beschließt:
I.	 Es wird die folgende neue Anlage 2e zu den AVR 

„Vergütungsgruppen für Mitarbeiter im Rettungs-
dienst/ Krankentransport“ eingefügt:

	 „Anlage 2e:
	 Vergütungsgruppen für Mitarbeiter im Ret-

tungsdienst/ Krankentransport
Vergütungsgruppe 4b
1	 Rettungsassistenten/ Notfallsanitäter als Leiter 

einer Rettungswache, denen  mindestens 40 
Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung 
ständig unterstellt sind

	 (Anmerkung 1)
2	 (nicht besetzt)
Vergütungsgruppe 5b
1	 Rettungsassistenten/ Notfallsanitäter als Leiter 

einer Rettungswache, denen mindestens 20 
Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung 
ständig unterstellt sind

	 (Anmerkung 1)
2	 (nicht besetzt)
3	 (nicht besetzt)
4	 Rettungsassistenten/ Notfallsanitäter als Lehr-

rettungsassistenten mit entsprechender Zusatz-
ausbildung in einer Lehrrettungswache nach 
vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 
5c Ziffer 3

Vergütungsgruppe 5c
1	 Rettungsassistenten/ Notfallsanitäter als Leiter 

einer Rettungswache
	 (Anmerkung 1)
2	 (nicht besetzt)
3	 Rettungsassistenten/ Notfallsanitäter als Lehr-

rettungsassistenten mit entsprechender Zusatz-
ausbildung in einer Lehrrettungswache

4	 Notfallsanitäter mit entsprechenden Tätig-
keiten A, B, C

Vergütungsgruppe 6b
1	 Rettungsassistenten mit entsprechender Tätig-

keit A, B

	 (Anmerkung 1)
Vergütungsgruppe 7
1	 Rettungssanitäter mit entsprechender Tätigkeit B
	 (Anmerkung 1)
Vergütungsgruppe 8

1	 Rettungshelfer mit entsprechender Tätigkeit
	 (Anmerkung 1)
	 Anmerkung 1

(1)	Aufgrund des Wegfalls von Bewährungs-
aufstiegen werden Mitarbeiter, die am Tag 
vor dem Inkrafttreten dieser Anlage in 
einem Dienstverhältnis standen, das am 
Tag des Inkrafttretens dieser Anlage fort-
besteht, nach folgender Tabelle der neuen 
Vergütungsstruktur zugeordnet:

Vergütungsgruppe nach Anlage 2b  
am 30.09.2017
a)   VG 9a Ziffer 1
b)   VG 8 Ziffer 1
c)   VG 7 Ziffer 1
d)   VG 6b Ziffer 2
Vergütungsgruppe nach Anlage 2e
a)   VG 8 Ziffer 1
b)   VG 7 Ziffer 1
c)   VG 6b Ziffer 1
d)   VG 5c Ziffer 1

	 Die Zuordnung erfolgt stufengleich und un-
ter Beibehaltung der bereits zurückgelegten 
Stufenlaufzeit.

(2)	Aufgrund des Wegfalls der Anlage 2b werden 
Mitarbeiter, die am Tag vor dem Inkrafttre-
ten dieser Anlage in einem Dienstverhältnis 
standen, das am Tag des Inkrafttretens dieser 
Anlage fortbesteht, nach folgender Tabelle 
der neuen Vergütungsstruktur zugeordnet: 

Vergütungsgruppe nach Anlage 2b  
am 30.09.2017
a)   VG 5c Ziffer 2
b)   VG 5b Ziffern 1, 2 und 3
c)   VG 4 b Ziffern 1 und 2
Vergütungsgruppe nach Anlage 2e
a)   VG 5c Ziffer 1
b)   VG 5b Ziffer 1
c)   VG 4b Ziffer 1

	 Die Zuordnung erfolgt stufengleich und un-
ter Beibehaltung der bereits zurückgelegten 
Stufenlaufzeit.

(3)	Ergibt sich aufgrund der geänderten Tätig-
keitsmerkmale der Anlage 2e abweichend 
von der Zuordnungstabelle nach Absatz 2 
eine höhere Vergütungsgruppe, ist der Mit-
arbeiter in der höheren Vergütungsgruppe 
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eingruppiert. Ergibt sich aufgrund der ge-
änderten Tätigkeitsmerkmale der Anlage 
2e abweichend von der Zuordnungstabelle 
nach Absätzen 1 oder 2 eine niedrigere Ver-
gütungsgruppe, verbleibt der Mitarbeiter 
in der bisherigen Vergütungsgruppe. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für Mitarbeiter 
nach Ziffer III der Anmerkungen zu den Tä-
tigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 
4b bis 9a der Anlage 2b in der Fassung vom 
30.09.2017.

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen  
der Vergütungsgruppen 4b bis 9a

I
	 Die nachstehenden Anmerkungen sind bei der 

Eingruppierung der Mitarbeiter zu beachten. Die 
Ziffern I-VII und die Ziffer 77 (Definition Unter-
stellungsverhältnisse) der Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 
bis 12 der Anlage 2 zu den AVR gelten sinngemäß.

II
1	 Mitarbeiter als Stellvertreter des Leiters einer 

Rettungswache erhalten für die Dauer dieser 
Tätigkeit eine Zulage in Höhe von monatlich 
100,00 Euro, sofern ihnen diese Aufgabe vom 
Dienstgeber schriftlich übertragen wurde. Hie-
runter fallen nicht Vertretungen in Urlaubs- und 
sonstigen Abwesenheitsfällen.

2	 Mitarbeiter als Qualitätsbeauftragte erhalten für 
die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe 
von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen diese 
Aufgabe vom Dienstgeber schriftlich übertragen 
wurde.

3	 Mitarbeiter als Medizinprodukte-Beauftragte 
(MPG-Beauftragte) bzw. als Beauftragte für 
Medizinproduktesicherheit erhalten für die 
Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe 
von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen diese 
Aufgabe vom Dienstgeber schriftlich übertragen 
wurde.

4	 Mitarbeiter als Desinfektoren mit staatlicher 
Prüfung, denen durch schriftliche Anordnung 
des Dienstgebers die Erstellung der Hygiene-
pläne sowie die Überwachung der Einhaltung 
aller Maßnahmen für den Rettungsdienst gem. 
der jeweils einschlägigen Unfallverhütungs-
vorschriften und anderer Vorgaben übertragen 
wurde, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit 
eine Zulage in Höhe von monatlich 100,00 Euro.

5	 Mitarbeiter als Hygienebeauftragte mit entspre-
chender Qualifikation, denen durch schriftliche 
Anordnung des Dienstgebers die Überwachung 
der Einhaltung aller Maßnahmen für den Ret-

tungsdienst gem. der jeweils einschlägigen 
Unfallverhütungsvorschriften und anderer 
Vorgaben übertragen wurde, erhalten für die 
Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 
monatlich 100,00 Euro.

6	 Mitarbeiter in der Rettungsleitstelle erhalten für 
die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe 
von monatlich 100,00 Euro. Ist der Mitarbeiter 
nicht zu 100% in der Rettungsleitstelle tätig, 
wird die Zulage entsprechend anteilig gezahlt.

7	 Mitarbeiter als Arzneimittelbeauftragte erhalten 
für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in 
Höhe von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen 
diese Aufgabe vom Dienstgeber schriftlich 
übertragen wurde.

8	 Mitarbeiter als Lagerverantwortliche erhalten 
für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in 
Höhe von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen 
diese Aufgabe vom Dienstgeber schriftlich 
übertragen wurde.

9	 Mitarbeiter, denen Aufgaben nach Nr. 1 bis 8 
übertragen wurden, kann aufgrund einzelver-
traglicher Absprache eine höhere Zulage ge-
währt werden, wenn die zugewiesene Aufgabe 
das übliche Maß übersteigt.

10	Mitarbeiter als Praxisanleiter in den Vergü-
tungsgruppen 6b, 5c und 5b erhalten für die 
Dauer der Tätigkeit eine nach dem Anteil der 
für die Tätigkeit erteilten Freistellung gestaffelte 
monatliche Zulage:

Anteil der Praxis-
anleitertätigkeit

Höhe der Zulage

bis 25 Prozent 100,00 Euro
bis 50 Prozent 150,00 Euro
bis 75 Prozent 200,00 Euro
bis 100 Prozent 250,00 Euro

11	Mitarbeiter der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 1 
erhalten eine monatliche Vergütungsgruppen-
zulage i. H. v. 150,00 Euro.

	 Mitarbeiter der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 1 
erhalten eine monatliche Vergütungsgruppen-
zulage i. H. v. 100,00 Euro.

	 Mitarbeiter der Vergütungsgruppe 4b Ziffer 1 
erhalten nach vierjähriger Tätigkeit eine monat-
liche Vergütungsgruppenzulage i. H. v. 160,00 
Euro.

III
	 Rettungsassistenten, die aufgrund der Anmerkung 

III der Anlage 2b zu den AVR in der Fassung 
vom 30.09.2017 bereits in der Vergütungsgruppe 
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5c eingruppiert sind und die eine Weiterbildung 
zum Notfallsanitäter erfolgreich absolviert haben, 
erhalten für die Dauer der Eingruppierung in die 
Vergütungsgruppe 5c der Anlage 2e eine monat-
liche Zulage in Höhe von 100,00 Euro.

IV
Beschreibung des Rettungsdienstes
1. Rettungsdienst

	 Aufgaben und Organisation des Rettungsdienstes 
richten sich nach den einschlägigen Rettungs-
dienstgesetzen der Länder.

	 Der ärztliche Not- und Bereitschaftsdienst (Sy-
nonyme: ärztlicher Notfalldienst oder ärztlicher 
Bereitschaftsdienst) ist ein von den ärztlichen 
Körperschaften eingerichteter Dienst zur ambu-
lanten ärztlichen Betreuung Erkrankter, Verletzter 
oder sonstiger Hilfsbedürftiger außerhalb der 
ortsüblichen Sprechstunde. Dieser Not- und Be-
reitschaftsdienst ist nicht Teil des Rettungsdienstes 
in diesem Sinne.
2. Einrichtungen des Rettungsdienstes
2.1. Rettungsleitstelle

	 Die Rettungsleitstelle (Synonym: Integrierte Leit-
stelle) ist eine ständig besetzte Einrichtung zur 
Annahme von Meldungen sowie zur Alarmierung, 
Koordination und Lenkung des Rettungsdienstes.
2.2. Rettungswache

	 Die Rettungswache ist eine Einrichtung des orga-
nisierten Rettungsdienstes, in der Einsatzkräfte, 
Rettungsmittel und sonstige Ausstattung unter 
einer einheitlichen Leitung einsatzbereit vorge-
halten werden.
2.2.1. Lehrrettungswache

	 Die Lehrrettungswache ist eine Rettungswache 
im Sinne von 2.2. Darüber hinaus ist sie von der 
zuständigen Behörde zur Annahme von Auszu-
bildenden und Praktikanten ermächtigt.
3. Personal im Rettungsdienst
3.1. Rettungshelfer

	 Rettungshelfer sind Mitarbeiter im Rettungsdienst, 
die ihre Ausbildung entweder nach einer Landes-
vorgabe oder einer akzeptierten Ausbildungsord-
nung erfolgreich absolviert haben.
3.2. Rettungssanitäter

	 Rettungssanitäter sind Mitarbeiter im Rettungs-
dienst, die sich einer Ausbildung der vom Aus-
schuss Rettungswesen in Abstimmung mit den 
Hilfsorganisationen empfohlenen 520-Stunden-
Mindestausbildung unterzogen haben. Dem Ret-
tungssanitäter stehen Personen gleich, die durch 

Gesetz, Verordnung oder Organisationsbestim-
mung gleichgestellt sind.
3.3. Rettungsassistent

	 Rettungsassistenten sind Mitarbeiter, welche ge-
mäß § 1 RettAssG die Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung Rettungsassistent besitzen.
3.4. Lehrrettungsassistent

	 Ein Rettungsassistent oder Notfallsanitäter, wel-
cher über die entsprechende Zusatzqualifikation 
(i.d.R. 120 Stunden Weiterbildung) verfügt.
3.5. Notfallsanitäter

	 Notfallsanitäter sind Mitarbeiter, die gemäß § 1 
NotSanG die Erlaubnis zum Führen der Berufs-
bezeichnung Notfallsanitäter besitzen.
3.6. Praxisanleiter

	 Praxisanleiter ist, wer die Voraussetzungen gemäß 
§ 1 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 NotSan-APrV erfüllt.
4. Sonstige Tätigkeiten/Aufgaben
4.1. Desinfektor

	 Mitarbeiter als Desinfektoren mit staatlicher 
Prüfung, dem durch schriftliche Anordnung des 
Dienstgebers die Erstellung von Hygieneplänen 
sowie die Überwachung der Einhaltung aller Maß-
nahmen für den Rettungsdienst übertragen wurde.
4.2. Hygienebeauftragter

	 Mitarbeiter mit entsprechender Qualifikation, dem 
durch schriftliche Anordnung des Dienstgebers die 
Überwachung der Einhaltung aller Maßnahmen 
für den Rettungsdienst übertragen wurde.
A	 Die Eingruppierung als Notfallsanitäter setzt 

voraus, dass in dem jeweiligen Rettungsdienst-
gesetz des Landes die Besetzung mit einem Not-
fallsanitäter zwingend vorgesehen ist. Sieht das 
jeweilige Rettungsdienstgesetz des Landes wei-
terhin eine Besetzung mit Rettungsassistenten 
vor, erfolgt die Eingruppierung von ausgebil-
deten Notfallsanitätern in die Vergütungsgruppe 
6b. Der Notfallsanitäter erhält in diesem Fall 
eine monatliche Zulage in Höhe von 100,00 
Euro. Soweit es zur regionalen Differenzierung, 
zur Deckung des Personalbedarfs oder zur Bin-
dung von qualifizierten Fachkräften erforderlich 
ist, kann die Eingruppierung abweichend von 
den Sätzen 1 und 2 in die Vergütungsgruppe 5c 
erfolgen. In diesem Fall besteht kein Anspruch 
auf die monatliche Zulage.

B	 Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur 
Deckung des Personalbedarfs oder zur Bindung 
von qualifizierten Fachkräften erforderlich ist, 
kann Mitarbeitern der Vergütungsgruppen 5c 
Ziffer 4, 6b Ziffer 1 und 7 Ziffer 1, abweichend 
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von Abschnitt III § 1 Absatz b) der Anlage 1 zu 
den AVR, ein um bis zu zwei Stufen höheres 
Entgelt ganz oder teilweise vorweggewährt 
werden. Haben Mitarbeiter bereits die Endstufe 
ihrer jeweiligen Vergütungsgruppe erreicht, 
kann ihnen unter der Voraussetzung des Satzes 
1 ein bis zu 10 v. H. höheres Entgelt gezahlt 
werden.

C	 Abweichend von Abschnitt III § 1 Absatz a) 
der Anlage 1 zu den AVR ist Eingangsstufe in 
der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 4 die Stufe 3.

V
	 Mit dem Inkrafttreten der Anlage 2e in der je-

weiligen Regionalkommission gelten Regelungen 
in den AVR mit Verweis auf die Anlage 2b als 
Verweis auf die Anlage 2e.

VI
	 Befristung
	 Die vorstehenden Regelungen entfallen an dem 

Tag, an dem die Überleitung der Anlagen 2 ff. in 
die neue Entgeltordnung wirksam wird. Die Zu-
ordnung der Vergütungsgruppen nach Anlage 2e 
zu den Entgeltgruppen der neuen Entgeltordnung 
erfolgt auf der Grundlage der Anlage 2b in der 
Fassung vom 30.09.2017.“

II.	 In Anlage 2b zu den AVR wird nach den An-
merkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Vergütungsgruppen 4 b bis 9 a der folgende neue 
Abschnitt V eingefügt:

„V
	 Die Anlage 2b zu den AVR findet mit dem Inkraft-

treten der Anlage 2e zu den AVR keine Anwendung 
mehr.“

III.	Inkrafttreten
	 Dieser Beschluss tritt zum 1. Oktober 2017 in 

Kraft. Die mittleren Werte nach Ziffer I des Be-
schlusses sind befristet bis zum 28. Februar 2018.

	 Im Zuständigkeitsbereich einer Regionalkommis-
sion werden die Änderungen nach Ziffern I und 
II dieses Beschlusses zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem die Regionalkommission durch Beschluss 
Werte zur Höhe aller Vergütungsbestandteile nach 
Ziffer I dieses Beschlusses festlegt.

Erfurt, den 12. Oktober 2017
Heinz-Josef Kessmann 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission
H a m b u r g , 21. Dezember 2017

Für das Erzbistum Hamburg:
L.S.  † Dr. Stefan Heße 

Erzbischof von Hamburg

Art.: 6

Rückwirkende Ernennung einer Person 
zum Mitglied des designierten Kirchen-

vorstandes im Pastoralen Raum  
im Hamburger Westen

Im Dekret zur Ernennung von Personen zu Mit-
gliedern des designierten Kirchenvorstandes im 
Pastoralen Raum im Hamburger Westen vom 25. 
September 2017 (Kirchliches Amtsblatt, Erzbistum 
Hamburg, 23. Jg., Nr. 9, Art. 128, S. 172, v. 16. Okto-
ber 2017) wurde Herr Peter Kräling nicht als Mitglied 
des designierten Kirchenvorstand für die zukünftige 
katholische Kirchengemeinde St. Maria (Hamburg) 
genannt.
Mit Schreiben vom 3. Januar 2018 hat der vor-
schlagsberechtigte Kirchenvorstand der katholischen 
Kirchengemeinde St. Marien (Hamburg-Altona) 
bestätigt, dass er in seiner Sitzung am 30. März 2017 
Herrn Peter Kräling als Mitglied des designierten 
Kirchenvorstand vorgeschlagen hat. 
Aufgrund dieser Bestätigung ernenne ich hiermit 
rückwirkend zum 3. September 2017 Herrn Peter 
Kräling zum Mitglied des designierten Kirchenvor-
standes für die zukünftige katholische Kirchenge-
meinde St. Maria (Hamburg).
H a m b u r g, 8. Januar 2018

L.S.  † Dr. Stefan Heße 
Erzbischof von Hamburg

Art.: 7

Wirtschaftsplan 2018  
des Erzbistums Hamburg

Der Wirtschaftsplan 2018 für das Erzbistum Hamburg 
setzt sich aus dem Bilanzplan, dem Ergebnisplan und 
der Stellenübersicht zusammen.
Der Ergebnisplan 2018, der mit einem Jahresfehl-
betrag von 2.728.273 EUR und nach Rücklagenent-
nahme mit einem Bilanzergebnis von 0,00 EUR ab-
schließt, wird festgestellt. Die Ausführung des Planes 
steht unter dem Vorbehalt der Vollzugsfähigkeit bei 
der Zugrundelegung eines Haushaltssicherungskon-
zeptes.
Aufgrund der wirtschaftlich schwierigen Situation 
des Erzbistums wird in 2018, im Zuge des Erneu-
erungsprozesses, ein Haushaltssicherungskonzept 
erarbeitet. Durch die Neubetrachtung bzw. Neube-
wertung von Aufgabe und Strukturen des Erzbistums 
Hamburg können sich in nächster Zeit gravierende 
Veränderungen, insbesondere auch in Bezug auf die 
zukünftigen Förderungen und Ausgaben ergeben. 
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Der Wirtschaftsplan 2018 lässt von daher keinerlei 
Rückschlüsse auf die zukünftigen Förderungen und 
Ausgaben zu. Es ist evtl. damit zu rechnen, dass 
bereits im laufenden Jahr 2018 es zu Kürzungen kom-
men kann, um die wirtschaftliche Tragfähigkeit des 
Erzbistums zu gewährleisten. Alle Mittelempfänger 
sind aufgerufen ihr „Ausgabeverhalten“ hierauf hin 
abzustellen. Über den laufenden Prozess und dessen 
Ergebnisse wird das Erzbischöfliche Generalvikariat 
die Betroffenen rechtzeitig in Kenntnis setzen, um 
gemeinsam die dann nötigen Maßnahmen anzugehen.
H a m b u r g, 15. Januar 2018

L.S.  † Dr. Stefan Heße 
Erzbischof von Hamburg

Art.: 8

Verbesserung des Dekretes über die  
Ernennung von Personen zu Mitgliedern 

von Gemeindeteams der zukünftigen  
Pfarrei St. Vicelin (Eutin)

Das Dekret über die Ernennung von Personen zu Mit-
gliedern von Gemeindeteams der zukünftigen Pfarrei 
St. Vicelin (Eutin) vom 30. Oktober 2017 (Kirchliches 
Amtsblatt, Erzbistum Hamburg, 23. Jg., Nr. 10, Art. 
141, S. 181, v. 17. November 2017) wird aufgrund 
eines redaktionellen Versehens wie folgt verbessert:
In der nach dem dritten Absatz folgenden Ernennung 
von Personen zu Mitgliedern der Gemeindeteams 
wird in der Zeile „Für die Gemeinde St. Vicelin (Ol-
desloe i. H.)“ das Wort „Oldesloe“ durch das Wort 
„Oldenburg“ ersetzt.
H a m b u r g, 30. November 2017

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 9

Berichtigung des Dekretes über die Aufhe-
bung von katholischen Pfarreien in Ham-
burg-Blankenese und Hamburg-Altona 

sowie über die Errichtung der katholischen 
Pfarrei St. Maria in Hamburg-Blankenese

In Teil I. Satz 3 des Dekretes über die Aufhebung von 
katholischen Pfarreien in Hamburg-Blankenese und 
Hamburg-Altona sowie über die Errichtung der ka-
tholischen Pfarrei St. Maria in Hamburg-Blankenese 
(Kirchliches Amtsblatt, Erzbistum Hamburg, 23. Jg., 
Nr. 11, Art. 155, S. 207 ff., v. 18. Dezember 2017) muss 
es statt „Nach Anhörung des Metropolitankapitels als 
Konsultorenkollegium …“ lauten: „Nach Anhörung 

des Priesterrates …“. Es wird gebeten, das redaktio-
nelle Versehen zu entschuldigen.
H a m b u r g, 2. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 10

Zulassungsfeier zur  
Erwachsenentaufe 2018

Die Zulassungsfeier zur Erwachsenentaufe findet statt 
am Samstag, dem 17. Februar 2018, um 10.30 Uhr im 
St. Marien-Dom zu Hamburg. 
Anmeldungen der Katechumenen erfolgen über das 
Wohnsitzpfarramt oder fremdsprachige Missionen bis 
zum 7. Februar 2018 an: Katholische Glaubensinfor-
mation Hamburg, Michaelisstr. 5, 20459 Hamburg; 
E-Mail: info@kgi-hh.de

H a m b u r g, 2. Januar 2018
Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 11

Erwachsenenfirmung 2018
Die Erwachsenenfirmung wird am Pfingstmontag, 
dem 21. Mai 2018, um 10.00 Uhr im St. Marien-Dom 
zu Hamburg stattfinden 
Die Anmeldung erfolgt über die zuständigen Pfarr-
ämter auf dem Formular, das den Pfarreien Anfang 
April zugesandt wird, bis zum 10. Mai 2018 an:
Katholische Glaubensinformation Hamburg, Micha-
elisstr. 5, 20459 Hamburg; E-Mail: info@kgi-hh.de
H a m b u r g, 2. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 12

Zählung der sonntäglichen Gottesdienst-
teilnehmer am 25. Februar 2018

Gemäß Beschluss der Deutschen Bischofskonferenz 
(vgl. Vollversammlung vom 24.27.02.1969, Prot. Nr. 
18, und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) 
werden für die Zwecke der kirchlichen Statistik der 
Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland die 
Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt. 
Die erste Zählung findet am zweiten Sonntag in der 
Fastenzeit (25. Februar 2018) statt. Zu zählen sind alle 
Personen, die an den sonntäglichen Hl. Messen (ein-
schl. Vorabendmesse) teilnehmen. Mitzuzählen sind 
auch die Besucher der Wort- oder Kommuniongot-
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tesdienste, die anstelle einer Eucharistiefeier gehalten 
werden. Zu den Gottesdienstteilnehmern zählen auch 
die Angehörigen anderer Pfarreien (z.B. Wallfahrer, 
Seminarteilnehmer, Touristen und Besuchsreisende).
Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in 
den Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für 
das Jahr 2018 unter der Rubrik „Gottesdiensteilneh-
mer am zweiten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) 
einzutragen. 
H a m b u r g, 15. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 13

Kirchliche Statistik – Erhebungsbogen für 
das Jahr 2018

Wie in den vergangenen Jahren steht allen Pfarreien 
ab Anfang Januar 2018 der Zugang zum Online-
Erhebungsbogen über das Meldewesenprogramm 
E-MIP zur Verfügung. 
Es wird dringend darum gebeten, zu beachten, dass 
die Eingabe der Statistikdaten bis spätestens zum 
28. Februar 2018 zu erfolgen hat. 
H a m b u r g, 10. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 14

I. Urlaubsanmeldungen und  
Urlaubsvertretungen für Pfarrer

Die Priester teilen den Urlaubstermin (oder Kurter-
min) bzw. den Zeitraum längerer Abwesenheit (länger 
als eine Woche) der Abteilung Personal – Referat 
Pastorales Personal – mit und schlagen einen vica-
rius substitutus vor. Außerdem informieren sie den 
leitenden Pfarrer des Pastoralen Raumes. Anschlie-
ßend wird der vicarius substitutus durch den Perso-
nalreferenten und stellv. Generalvikar Domkapitular 
Bonekamp ernannt.
Die Vertretungen sollen zunächst im Pastoralen Raum 
geregelt werden. Die Priester teilen dem Leiter des 
Pastoralen Raumes die Vertretung mit.
Sollte keine Vertretung möglich sein, wende man 
sich an die Abteilung Personal - Referat Pastorales 
Personal.
Auf Anordnung des Generalvikars muss von jedem 
Urlaubsvertretungspriester, der nicht im Erzbistum 
Hamburg inkardiniert ist, ein Celebret bzw. eine 
Bischöfliche Bescheinigung der jeweiligen Diözese 
vorgelegt werden. 

II. Ausländische Gastpriester  
als Urlaubsvertretung

Für die Urlaubsvertretung in den Pfarreien stehen im 
Jahre 2018 in begrenzter Zahl ausländische Priester 
zur Verfügung und zwar jeweils 4 Wochen im Juli, 
August oder September. Anmeldung bitte bis zum 1. 
Mai 2018 an die Abteilung Personal, Referat Pasto-
rales Personal, Am Mariendom 4, 20099 Hamburg.
H a m b u r g, 18. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 15

Gabe der Erstkommunionkinder und  
Gefirmten 2017 für die Kinder- und  

Jugendpastoral in der Diaspora 
Auch im Jahr 2018 bittet das Bonifatiuswerk / Dia-
spora Kinder- und Jugendhilfe um die Spende der 
Erstkommunionkinder und Gefirmten.
Das Bonifatiuswerk / Diaspora-Kinder- und -Jugend-
hilfe fördert, was zur Bildung christlicher Gemein-
schaft und zur Vermittlung der christlichen Botschaft 
an die neue Generation in extremer Diaspora notwen-
dig ist, u. a.: 
-	 katholische Kinderheime bzw. familienanaloge 

Wohngruppen,
-	 religiöse Elementarerziehung in den katholischen 

Kindergärten in den neuen Bundesländern,
-	 Sakramentenkatechese, sowie andere religiöse und 

diakonische Bildungsmaßnahmen,
-	 Religiöse Kinderwochen (RKW),
-	 Katholische Jugend-(verbands)arbeit,
-	 internationale religiöse Jugendbegegnungen,
-	 kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, 

Gewalt und Missbrauch,
-	 Straßenkinderprojekte in Nord- und Ostdeutschland 

sowie Nordeuropa,
-	 den ambulanten Kinderhospizdienst in Halle (Saale) 

und Berlin,
-	 Jugendseelsorge in JVAen,
-	 katholische Jugendbands,
-	 katholische Schulseelsorge und Studierendenseel-

sorge.
Die Arbeit des Bonifatiuswerks/Diaspora Kinder- und 
Jugendhilfe basiert ausschließlich auf der Einnahme 
von Spenden und Gaben der katholischen Solidarge-
meinschaft. Die deutschen Bischöfe haben die Bedeu-
tung der Förderung der Kinder- und Jugendpastoral 
in der Diaspora mit der Festlegung der Erstkommu-
niongabe für dieses Anliegen seit 1918 immer wieder 
deutlich unterstrichen. Deshalb bitten wir die in der 
Seelsorge Tätigen, sowie alle ehrenamtlichen und 
haupt-beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 



KIRCHLICHES AMTSBLATT · Erzbistum Hamburg, 24. Jahrgang, Nr. 1, 23.11.2018	 39

in der Katechese, durch ihre aktive Unterstützung 
diese zentrale Arbeit auch im Jahr 2018 mitzutragen.
 „Mithelfen und Teilen“ – Gabe der Erstkommu-
nionkinder 2018
„Jesus, wo wohnst du?“ – unter dieses Leitwort 
stellt das Bonifatiuswerk / Diaspora-Kinder- und -Ju-
gendhilfe in diesem Jahr seine Erstkommunionaktion 
und bittet um die Spende der Erstkommunionkinder. 
Biblische Grundlage ist die Frage der ersten Jünger 
nach dem Wohnort Jesu (Joh 1,38).
Erneut veröffentlicht das Bonifatiuswerk ein Info-Heft 
mit Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur 
Erstkommunionaktion. Neben Beiträgen bekannter Re-
ligionspädagogen und Kinderbuchautoren zum Thema 
enthält der Erstkommunion-Begleiter Informationen 
zur Arbeit der Diaspora-Kinder- und –Jugendhilfe und 
Darstellungen exemplarischer Projekte. 
Der Versand des Erstkommunion-Paketes (Erstkom-
munionposter, Begleithefte, Opfertüten, Briefe an 
die Kommunionkinder usw.) erfolgt automatisch bis 
spätestens Januar 2018. Bereits im September/Oktober 
2017 wurden die Arbeitshefte zum Thema „Jesus, wo 
wohnst du?“ verschickt. 
„Mithelfen durch Teilen“ – Gabe der Gefirmten 
2018 
Die Firmaktion 2018 des Bonifatiuswerkes steht unter 
dem Motto „Abenteuer. Glauben. Leben.“. Für Jugend-
liche können Glaube und Leben je für sich schon ein 
Abenteuer sein. Erst recht gilt das für den Versuch, 
den Glauben zu leben.
Erneut veröffentlicht das Bonifatiuswerk ein Info-
Heft mit Anregungen, Projektbeschreibungen und 
Tipps zur Firmaktion „Abenteuer. Glauben. Leben“. 
Der „Firmbegleiter 2018“ enthält Informationen zur 
Arbeit der Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe und 
Darstellungen exemplarischer Projekte. 
Der Versand des Firm-Paketes (Firmposter, Begleit-
hefte, Opfertüten, Briefe an die Gefirmten und Medi-
tationsbilder) erfolgt automatisch rechtzeitig zu dem 
im Firmplan bekannt gegebenen Termin. 
Thema und Materialien zur Erstkommunion- und 
Firmaktion 2019 können zudem bereits ab Frühsom-
mer 2018 unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen 
werden. Materialhefte zur Aktion 2018 wurden Ihnen 
bereits im September / Oktober 2017 zugestellt. 
Bitte überweisen Sie das Erstkommunionopfer auf 
das im Kollektenplan angegebene Konto mit dem 
Vermerk „ Gabe der Erstkommunionkinder“ und 
das Firmopfer auf das im Kollektenplan angegebene 
Konto mit dem Vermerk „Gabe der Gefirmten“.  
Vielen Dank!
Sollten Ihnen die o.g. Unterlagen nicht zugegangen 
sein, wenden Sie sich bitte jederzeit und gerne an: 

Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e.V., Dia-
spora-Kinder- und –Jugendhilfe, Kamp 22, 33098 Pa-
derborn,  Telefon: (05251) 29 96-53, Telefax:  (05251) 
29 96-88,  E-Mail: bestellungen@bonifatiuswerk.de, 
Internet: www.bonifatiuswerk.de.
H a m b u r g, 10. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 16

Terminanfragen an Erzbischof Dr. Heße  
für 2018

Terminanfragen für außerordentliche Gottesdienste 
wie z.B. Firmungen, Kirchweih- und Gemeindeju-
biläen im Jahr 2018, denen der Erzbischof vorstehen 
soll, richten Sie bitte an das Sekretariat des Erzbi-
schofs (Frau Breuing, Tel. 040/24877-290; breuing@
erzbistum-hamburg.de) bis zum 30. April 2018.
Dort werden die Anfragen gesammelt und Sie erhalten 
noch vor den Sommerferien 2018 Nachricht, ob und 
wann der Erzbischof in Ihre Gemeinde kommen kann.
H a m b u r g, 12. Januar 2018 

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Art.: 17

Online-Themenseite zum  
„Welttag des Friedens  

der Deutschen Bischofskonferenz“
Migranten und Flüchtlinge leiden am stärksten, 
wenn der Friede fehlt
Am 1. Januar 2018 begeht die katholische Kirche 
zum 51. Mal den „Welttag des Friedens“ Dazu 
veröffentlicht die Deutsche Bischofskonferenz eine 
Online-Themenseite, deren zentraler Bestandteil die 
Botschaft von Papst Franziskus ist. In sechs Kapiteln 
behandelt Franziskus das Thema „Migranten und 
Flüchtlinge: Menschen auf der Suche nach Frieden“. 
Der von den Engeln in der Heiligen Nacht verkündete 
Friede ist „eine tiefe Sehnsucht aller Menschen und 
Völker“, „vor allem derer, die am stärksten darunter 
leiden, wenn er fehlt“. In besonderer Weise gelte dies 
für die über 250 Millionen Migranten in der Welt, 
von denen 22,5 Millionen Flüchtlinge sind. Der Papst 
fordert die Regierungen auf, praktische Maßnahmen 
zu ergreifen, um geflüchtete Menschen aufzunehmen, 
zu fördern, zu schützen und zu integrieren.
Franziskus wirbt für einen „betrachtenden Blick“, 
der sich am biblischen Bild des neuen Jerusalems ori-
entiert. Der Prophet Jesaja und die Offenbarung des 
Johannes sprechen von einer Stadt, „deren Tore stets 
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geöffnet sind, um Menschen aller Völker eintreten zu 
lassen“. Der Papst fordert, „auch auf die Stadt, in der 
wir leben“, mit einem solchen betrachtenden Blick zu 
schauen. So könne man entdecken, dass Migranten und 
Flüchtlinge nicht mit leeren Händen kämen. „Neben 
der wertvollen Prägung durch ihre Heimatkulturen 
bringen sie ein hohes Maß  an Mut und Tatkraft, an 
Fähigkeiten und Erwartungen mit“, die es zu entdecken 
gelte, so der Papst.
Die Online-Themenseite der Deutschen Bischofskon-
ferenz bietet zu jedem der sechs Kapitel der Botschaft 
zum Weltfriedenstag Hinweise für eine vertiefende 
Beschäftigung und Links zu weiterführenden Texten. 
Darüber hinaus werden Anregungen für eine Gebets-
stunde für den Frieden gegeben, zu der Gemeinden 
und Verbände für den 12. Januar 2018 aufgerufen   
werden. Mehrere katholische Organisationen und 
Bewegungen haben unter Federführung des Bundes 
der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) und mit 
Unterstützung der Arbeitsstelle für Jugendseelsorge 
der Deutschen Bischofskonferenz (afj) Anregungen 
zu dieser Gebetsstunde für den Frieden erstellt. Aus-
züge aus dem Aufruf der Verbände wurden ebenso 
in die Themenseite aufgenommen wie Gedanken zur 
Schriftlesung aus der Bibel.
Hintergrund:
Der „Welttag des Friedens“ wird seit 1968 von der ka-
tholischen Kirche am 1. Januar begangen. Papst Paul 
VI. wollte mit der Einführung dieses Tages den ersten 
Tag eines neuen Jahres – und damit das gesamte Jahr 
– unter die Perspektive des Friedens stellen. Wegen 
des zeitgleich gefeierten Hochfestes der Gottesmutter 
Maria finden in vielen Verbänden und Gemeinden 
Gebetsgottesdienste zum „Welttag des Friedens“ in 
den ersten Wochen des neuen Jahres statt.
Hinweise:
Die Online-Themenseite zum „Welttag des Friedens“ 
finden Sie auf der Internetseite http://www.dbk.de/
themen/welttag-des-friedens.Die Botschaft von Papst 
Franziskus zum Weltfriedenstag 2018 ist als pdf-Datei 
unter www.dbk.de in der Rubrik Papstbotschaften 
verfügbar.
H a m b u r g, 12. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat 

Art.: 18

Einladung zu den Anbetungstagen vom  
11. bis 13. Februar 2018 in Schönstatt

„Der Heilige Geist schenkt neue Charismen für die 
Vitalität der Kirche.“ Unter diesem Leitwort laden die 
schönstättischen Diözesanpriester-Gemeinschaften 
von Sonntagabend, 11. Februar bis Dienstagmittag, 

13. Februar 2018 Priester, Priesteramtskandidaten und 
Diakone zu den Anbetungstagen vor Aschermittwoch 
mit Pater Heinrich Walter vom Säkularinstitut der 
Schönstatt-Patres ein.
Tagungsort ist das Priester- und Gästehaus Marienau, 
Höhrer Straße 86, 56179 Vallendar-Schönstatt. Wer 
sich anmelden möchte, wende sich bitte direkt an 
das Priester- und Gästehaus, Telefon 0261-962620, 
Telefax 0261-96262581, E-Mail: info@leben-an-der-
quelle.de.
Weitere Ansprechpartner sind Pfarrer Hans Doncks, 
Heimbach, Pfarrer Gerold Reinbott, Mainz-Lauben-
heim und Pfarrer Christoph Scholten, Kranenburg.
Beginn ist am Karnevalssonntag um 18.00 Uhr 
mit dem Abendessen und einem ersten Referat von 
Pater Heinrich Walter, an Rosenmontag folgen die 
Hl. Messe, zwei weitere Referate, Zeiten der Stille, 
Beichtgelegenheit und um 20.00 Uhr die Nachtanbe-
tung, die am Fastnachtsdienstag beendet wird. Nach 
der Hl. Messe, einer abschließenden Gesprächsrunde 
und einem Besuch am Grab von Pater Josef Kentenich 
enden die Anbetungstage mit dem Mittagessen.
H a m b u r g, 12. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat 

Art.: 19

Korrektur zur Veröffentlichung  
der besonderen Geburtstage in 2018

Im Amtsblatt Nr. 11 vom 18. Dezember 2017 wurde 
bei der Veröffentlichung der besonderen Geburtstage 
2018 das Geburtsdatum von Pastor N. Krümel falsch 
angegeben. Das richtige Datum ist der 30. August 1938.
H a m b u r g, 16. Januar 2018

Das Erzbischöfliche Generalvikariat

Personalchronik Hamburg
Ernennungen, Beauftragungen, Entpflichtungen

Ordinationen

8. Dezember 2017
V e l d b o e r, Michael; freigestellt als Pastoralreferent 

in der Militärseelsorge; mit Wirkung vom 31. März 
2018: Verlängerung der Freistellung als Pastoralre-
ferent in der Militärseelsorge bis zum 31. März 2021 

13. Dezember 2017
R i e d e l, Tobias; Diakon in der Pfarrei St. Answer 

in Ratzeburg und Mitarbeiter des Metropolitanka-
pitels der Erzdiözese Hamburg sowie Moderator im 
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Pastoralen Raum im Hamburger Westen; ab dem 13. 
Dezember 2017: zusätzlich Mitarbeit im Klärungs-
prozess zur Eignung von Diakonatsinteressenten

K r i n k e, Stefan, Dekan, Propst; Dekan für die Regi-
on Mecklenburg und Pfarrer der Propstei Pfarrei St. 
Anna in Schwerin; ab dem 28. Januar 2018: Nicht-
residierender Domkapitular an der Kathedralkirche 
St. Marien zu Hamburg mit dem Titel Domkapitular 

15. Dezember 2017
G r o d e c k i, Michael; bisher Pfarrer der Pfarrei 

Maria-Hilfe der Christen in Ahrensburg sowie 
Leiter für die Entwicklung des Pastoralen Raumes 
Ahrensburg - Bad Oldesloe – Ratzeburg - Trittau; 
ab dem 10. Juni 2018: Ruhestand

Z a w i a s a, Mirko; freigestellt für den Dienst in der 
Katholischen Militärseelsorge; ab dem 1. November 
2017: Verlängerung der Freistellung für den Dienst 
in der Katholischen Militärseelsorge bis zum 31. 
Oktober 2020

19. Dezember 2017
P f e i f e r, Karola; Krankenhausseelsorgerin in den 

Helios Kliniken Schwerin; ab dem 25. November 
2017: Krankenhausseelsorgerin in den Helios Kli-

niken in Zuordnung zur Pfarrei St. Anna in Schwerin

20. Dezember 2017
B e z i k o f e r, Norbert; Pastor für die Flüchtlingspasto-

ral mit dem Schwerpunkt Stadt Hamburg und Pastor 
zur Mitarbeit in der Pastoral der Pfarrei St. Bonifatius 
in Hamburg-Wilhelmsburg sowie Seelsorger für die 
Roma und Sinti; ab dem 1. Januar 2018: Entpflichtung 
als Seelsorger für die Roma und Sinti unter Beibehalt 
der Tätigkeiten als Pastor für die Flüchtlingspastoral 
mit dem Schwerpunkt Stadt Hamburg und Pastor zur 
Mitarbeit in der Pastoral der Pfarrei St. Bonifatius in 
Hamburg-Wilhelmsburg

M e i n k e, Peter; bisher: Diakon in der Pfarrei St 
Maria-St. Joseph in Hamburg-Harburg sowie Flug-
hafenseelsorger am Flughafen Hamburg-Fuhlsbüt-
tel; ab dem 31. Dezember 2017: Entpflichtung als 
Flughafenseelsorger am Flughafen Hamburg-Fuhls-
büttel unter Beibehalt der Tätigkeit als Diakon in der 
Pfarrei St. Maria-St. Joseph in Hamburg-Harburg

5. Januar 2018
K u c k h o f f, Nestor, Dompropst em.; Ernennung 

zum Ehrenvorsitzenden des Diözesanen Bonifati-
uswerkes im Erzbistum Hamburg 
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Amtsblatt ohne Stellenbörse
Der Abdruck der offenen Stellen des Erzbistums 
Hamburg im Amtsblatt plus entfällt ab sofort. Alle 
aktuellen Stellenausschreibungen sind jederzeit 
auf der Homepage des Erzbistums Hamburg  
www.erzbistum-hamburg.de unter dem Stich-
wort „Stellenbörse“ zu finden. 

St. Ansgar-Woche
Vom 27. Januar bis 4. Februar findet in Hamburg 
die 45. St. Ansgar-Woche statt. Sie steht unter 
dem Leitwort „Miteinander hier – füreinander 
da“. Auf dem Programm stehen unter anderem 
ein Jugendtag und ein Fest der Kulturen. Weitere 
Informationen unter www.ansgarwoche.de

Ökumenischer Kreuzweg der Jugend 
Analog oder digital, in der Gruppe oder alleine – 
die Materialien des Ökumenischen Kreuzwegs 
der Jugend bieten zahlreiche Möglichkeiten zur 
Auseinandersetzung mit dem Leidensweg Christi 
mitten unter uns. Ab sofort können sie bestellt 
oder heruntergeladen werden.  
Der Jugendkreuzweg für die Fastenzeit 2018 stellt 
unter dem Titel „#beimir“ dieses Mal Jesus unmit-
telbar in den Fokus. Die sieben Bilder der einzel-
nen Stationen zeigen ihn mitten in der Alltagswelt 
junger Menschen - beinahe abgestellt vor einer 
U-Bahn-Station oder vor einem belebten Café. 
„Der Kreuzweg #beimir legt Zeugnis ab, dass 
Gott in Jesus dort ist, wo Menschen unterwegs 
sind, wo sie jetzt suchen, zweifeln oder leiden. 
Das fordert uns persönlich heraus, ihn in unser 
Leben zu lassen, uns für ihn zu entscheiden und 
danach zu handeln. Damit bietet der Jugend-
kreuzweg viele Berührungspunkte zwischen den 
konkreten Lebensfragen der Jugendlichen und 
den vorbereiteten Stationen“, erläutert Alexander 
Bothe, Geschäftsführer und Redaktionsleiter des 
ökumenischen Jugendkreuzwegs.
Diese Absicht wird auch auf den Bildern direkt 
deutlich: Es sind Fotografien, die Elemente der so 
genannten Stencil-Art enthalten, einer Form der 
Straßenkunst. Als Musik stehen zwei verschie-
dene Stile zur Auswahl, neue geistliche Lieder 
mit Singer-/Songwriter-Stücken und Elektro-Pop 

mit „Spoken Word“. Die Inhalte des Jugend-
kreuzwegs wurden von einem ökumenischen 
Redaktionsteam gemeinsam entwickelt.
Neben Bildern, Texten und Musik gibt es beim 
Ökumenischen Kreuzweg der Jugend im kom-
menden Jahr alternativ zu den gedruckten Mate-
rialien erneut zwei App-Varianten zum Mitbeten 
per Smartphone-App. Nach den vielen positiven 
Rückmeldungen zur Jugendkreuzwegs-App Je-
susArt in diesem Jahr wurde das Angebot weiter 
ausgebaut, neu designet und ist nun in verschie-
denen Paketausführungen verfügbar. Auf Wunsch 
sind die Materialien des Jugendkreuzwegs damit 
auch auf dem Smartphone immer mit dabei. Die 
Version für die Gebetsleitenden beinhaltet bereits 
Zugänge für alle Teilnehmenden und bietet in 
diesem Jahr neu die Möglichkeiten, den Kreuz-
weg komplett persönlich anzupassen, die Texte 
zum Beispiel innerhalb der App zu verändern. 
Die „Single Prayer App“ ist für das persönliche 
Gebet zu Hause oder auch unterwegs gedacht.  
1958 begann der Jugendkreuzweg als „Gebets-
brücke“ zwischen jungen katholischen Chri-
stinnen und Christen in der Bundesrepublik und  
der ehemaligen DDR; seit 1972 wird er ökume-
nisch gebetet. Heute überbrücken die gemein-
samen Worte Konfessionen, Gesinnungen, Ge- 
nerationen. Mit jährlich knapp 60.000 Teilneh-
menden gehört er heute zu den größten ökume-
nischen Jugendaktionen. Auch in den Nieder-
landen, Österreich und den deutschsprachigen 
Teilen von Luxemburg, Belgien und der Schweiz 
beten ihn junge Christinnen und Christen. 
Träger des Ökumenischen Kreuzwegs der Ju-
gend sind die Arbeitsstelle für Jugendseelsorge 
der Deutschen Bischofskonferenz (afj), der Bund 
der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) und 
die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Ju-
gend in Deutschland e. V. (aej). 
Mehr zum Jugendkreuzweg unter www.jugend-
kreuzweg-online.de. Dort sind ebenfalls die Ma-
terialien früherer Kreuzwege zu beziehen. Sie 
sind ganzjährig im Gesamten oder als Bausteine 
für Exerzitien, Andachten, Gebetsimpulse oder 
Gruppenstunden einsetzbar. Die App „#beimir“ 
ist über die bekannten Stores zu beziehen, alle 



2

Materialien können seit dem 1. Advent über den 
Verlag Haus Altenberg unter www.jhdshop.de 
bestellt werden.

Die Bergpredigt neu lesen 
Die Bergpredigt wurde in der christlichen Ausle-
gungstradition lange in Abgrenzung gegen das 
jüdische Gesetz interpretiert. Die neuste Ausgabe 
von Bibel und Kirche, der Mitgliederzeitschrift des 
Katholischen Bibelwerks, präsentiert eine andere 
Sichtweise. 
Frank Crüsemann, langjähriger Professor für Altes 
Testament an der Kirchlichen Hochschule Bethel 
und einer der Autoren des Heftes, weist darauf hin, 
„dass die Bergpredigt durchgängig im Rahmen 
des Judentums bleibt“ und dies in der neueren 
Forschung „unwiderleglich gezeigt worden“ sei. 
Allerdings sei die Art und Weise der Präsentation 
gegenüber der zeitgenössischen Auslegungsform 
überwältigend, weil sie nicht einzelne Textab-
schnitte erläutere, sondern auf den gesamten 
Kanon der hebräischen Bibel ausgreife. 
Yair Furstenberg, der das Fach Talmud an der 
Hebräischen Universität Jerusalem lehrt, stellt 
aus jüdischer Sicht dar, wie der von Matthäus 
hervorgehobene Gegensatz „Ihr habt gehört – 
Ich aber sage euch“ als Teil einer innerjüdischen 
Diskussion verstanden werden kann. Dabei ging 

es zur Zeit Jesu um die Defizite der Tora und ihre 
Erweiterungsbedürftigkeit durch eine mündliche 
Tora. „Jesus hat (nach Matthäus)  Teil an dieser 
Debatte“, schreibt Furstenberg.
Weitere Beiträge befassen sich mit den Hand-
lungskonsequenzen der Bergpredigt. Zum einen 
geht es um das Tun, das zum Abschluss der 
Bergpredigt verlangt wird, zum anderen um kon-
krete Beispiele: um engagierte Minderheiten in der 
Kirchengeschichte oder in einem Friedensprojekt 
in Bethlehem. Auch der „Zwischenruf“ der Bun-
desvorsitzenden von Pax Christi, Wiltrud Rösch-
Metzler, befasst sich mit Handlungskonsequenzen 
für die Gegenwart: der aktiven Gewaltfreiheit. 
Als Beigabe zum Themenheft ist der Text der 
Bergpredigt in der revidierten Einheitsübersetzung 
mit einer Einleitung zum Aufbau der „Lehre Jesu 
auf dem Berg“ beigelegt. Dieser Sonderdruck 
kann auch unabhängig vom Heft in größerer 
Stückzahl bei den Bibelwerken in Deutschland, 
Österreich und der Schweiz bestellt werden.
Bezugshinweis: Jesu Lehre auf dem Berg. Die 
Bergpredigt neu lesen, Bibel und Kirche 4/2017 
(ISBN 978 3 944766 17 1). 
Das Heft kann im Abonnement und einzeln bezo-
gen werden. Katholisches Bibelwerk e.V., Post-
fach 15 03 65, 70076 Stuttgart, E-Mail: bibelinfo@
bibelwerk.de, Telefon 0711 / 6 19 20-50, Fax -77
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Einladungen an 
die Priester und Diakone, 
die Ordensfrauen und Ordensmänner, 
die Gemeinde- und Pastoralreferenten/innen, 
die Pfarrhaushälterinnen und Pfarrsekretärinnen 
im Erzbistum Hamburg

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Schwestern und Brüder,
die Fastenquatember kommen näher. Herzlich lade ich Sie ein zum Besinnungstag in Nütschau.

Termin:			  Montag, 05. Februar 2018
			   mit Pater Dr. Bernhard Heindl SJ

Verlauf:		  10.30 Uhr	 Vortrag zur Gewissenserforschung
			   11.00 Uhr	 Persönliche Besinnung
			   11.45 Uhr	 Sext mit dem Konvent
			   12.00 Uhr	 Mittagessen
			   13.15 Uhr	 Meditation
			   14.00 Uhr	 Beichte und Beichtgespräch
	 	 	 	 	 Gelegenheit zum Kaffee
			   15.00 Uhr	 Schlußgebet
Beichtväter: 		  vier Patres aus Nütschau,
			   drei Priester aus den Regionen des Bistums

Kosten entstehen in Nütschau nur durch eine Teilnahme am Mittagessen (11,00 €) und am Kaffee 
(5,00 €). Für Zugreisende besteht die Möglichkeit ab Bad Oldesloe ein günstiges (pro Fahrt 2,80 €) 
Anruf-Sammel-Taxi (AST) zu bestellten. Das Taxi muss mindestens eine Stunde vorher bestellt 
werden unter der Tel.-Nr.: 04531-17400 und fährt vom Omnibusbahnhof Steig 4 C ab. Im übrigen 
wird geraten, auf örtlicher Ebene Absprachen über Fahrgemeinschaften zu treffen.
Ich bitte Sie, die Anmeldung sorgfältig auszufüllen (bitte Teilnahme an den Mahlzeiten angeben!) und 
bis zum 26. Januar 2018 einzusenden. Sie können sich auch gern telefonisch bei Frau Geesmann-
Schütt, Tel. (040) 24877-488, per Fax (040) 24877-344 oder per Mail: geesmann-schuett@erzbistum-
hamburg.de anmelden. Aus organisatorischen Gründen bitte ich Sie, von telefonischen Anmeldungen 
direkt beim Kloster Nütschau abzusehen. Nur, wenn kurzfristige Veränderungen eintreten, bitten 
wir, Kloster Nütschau direkt zu verständigen: Tel.: (04531) 5004-0, Fax: (04531) 5004-100.

Mit herzlichem Gruß!
Ihr

	 Johannes Krefting

Termine 2018:
•	 Fastenquatember am 5. Februar 2018, Pater Dr. Bernhard Heindl SJ
•	Pfingstquatember am 7. Mai 2018, Weihbischof Horst Eberlein
•	Herbstquatember am 24. September 2018, Dekan für die Bundespolizei Msgr. Patrick Boland
•	Adventsquatember am 3. Dezember 2018, Erzbischof Dr. Stefan Heße

ERZBISTUM HAMBURG
Referat Personalentwicklung und Fortbildung
Johannes Krefting Hamburg, im Januar 2018



Anmeldung
(Bestätigung erfolgt nicht)

Bis zum 26. Januar 2018 direkt senden an:

Erzbistum Hamburg
z. Hd. Frau Geesmann-Schütt
Am Mariendom 4
20099 Hamburg

Am Quatembermontag in Kloster Nütschau am 05. Februar 2018 nehme ich mit folgenden 
Personen teil:

1.	Nachname:.........................................	 Vorname:............................................................

	 Adresse:...........................................................................................................................

2.	Nachname:.........................................	 Vorname:............................................................

	 Adresse:...........................................................................................................................

3.	Nachname:.........................................	 Vorname:............................................................

	 Adresse:...........................................................................................................................

		  JA	           NEIN

Teilnahme am Mittagessen (11,00 €)	 Anzahl	 (    )		 (    )

Teilnahme am Kaffee (5,00 €)	 Anzahl	 (    )		 (    )
(Bezahlung erst nach Erhalt einer Rechnung)

NAME:	 _____________________________________________________

ANSCHRIFT:	_____________________________________________________

		  _____________________________________________________

DATUM:	 ______________________
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